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Beim Stichwort „Jugendamt“ gehen den meisten Menschen wohl sofort et-
wa folgende Assoziationen und Bilder durch den Kopf:  
Probleme in der Familie, verwahrloste Kinder, zerrüttete Familienverhält-
nisse, überforderte alleinerziehende Mütter, die Unterbringung von Kin-
dern im Heim usw.. In diesen Fällen werden die Tätigkeitsbereiche des Ju-
gendamtes gesehen. 
Dass dem Jugendamt aber auch im Jugendstrafverfahren und in der Ar-
beit mit jugendlichen und heranwachsenden Straftätern eine unersetzbare 
und verantwortungsvolle Funktion zukommt, wissen wahrscheinlich die 
wenigsten. 
Das Jugendamt ist zusammen mit der Polizei, der Staatsanwaltschaft, den 
Jugendrichtern und der Bewährungshilfe direkt am Jugendstrafverfahren 
beteiligt. Obwohl die beteiligten Institutionen teilweise etwas andere Wege 
gehen, verfolgen sie dennoch alle gemeinsam dasselbe Ziel: 
Jugendkriminalität soll effektiv, schnell und auch auf lange Sicht bekämpft 
und zurückgedrängt werden! Es soll dabei nicht darum gehen, die jungen 
Menschen vordergründig zu bestrafen, sondern sie zur Einsicht und Ver-
antwortung zu ziehen und durch geeignete, erzieherische Maßnahmen in 
gemeinsamer Zusammenarbeit wieder auf den richtigen Weg zu bringen. 
 
Es ist das Ziel meiner Arbeit, genau diese Zusammenarbeit der beteiligten 
Institutionen genauer zu beleuchten und aufzudröseln:  
Wie arbeitet das Jugendamt mit anderen Institutionen zusammen, um 
Jugendkriminalität schnell und effektiv in BW zu bekämpfen?  
Um dieser Fragestellung auf den Grund zu gehen, soll jede Institution in 
ihren Aufgaben, Tätigkeiten und Arbeitsweisen beschrieben werden. Es 
soll daraus aber auch das Netz der Zusammenarbeit ersichtlich, nachvoll-
ziehbar und verständlich gemacht werden. Vor allen anderen beteiligten 
Institutionen, steht dabei das Jugendamt in seiner Position, Beteiligung 
und Aufgabe im Mittelpunkt  meiner Arbeit.  
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Das Ziel der Arbeit ist erreicht, wenn dem Leser vor Augen geführt werden 
konnte, warum es so wichtig ist, dass alle beteiligten Institutionen mitei-
nander kooperieren und an einem Strang ziehen, um Jugendkriminalität 
schnell und effektiv zurückzudrängen. Es soll deutlich werden, welche be-
sonders wichtige Rolle dabei der Jugendhilfe zukommt. 
 
Um dem Ziel der Arbeit gerecht zu werden, soll zu Beginn zunächst ein 
kurzer Überblick über die Jugendkriminalität in BW verschafft werden. An-
schließend sollen die Berührungspunkte des Jugendamtes mit Jugendkri-
minalität aufgezeigt und die Aufgaben der Jugendhilfe im Jugendstrafver-
fahren und im Zusammenhang mit straffällig gewordenen jungen Men-
schen hergeleitet werden. In Kapitel 4 steht schließlich das Jugendstraf-
verfahren im Mittelpunkt. An dieser Stelle werden nach einem allgemeinen 
Überblick über das Verfahren selbst, die einzelnen Institutionen in ihren 
Aufgaben vorgestellt und beschrieben. Im Anschluss soll dann die Zu-
sammenarbeit aller Institutionen am Beispiel des Landkreises Freuden-
stadt genauer unter die Lupe genommen werden. Es sollen notwendige 
und wichtige Aspekte einer guten Zusammenarbeit, aber auch mögliche 
Hindernisse für diese Kooperation aufgezeigt werden. In Kapitel 5 soll 
dann abschließend noch das „Haus des Jugendrechts“ als Einrichtung und 
Chance der besonderen Kooperation zwischen Polizei, Staatsanwaltschaft 
und Jugendhilfe vorgestellt werden.  
 
 
2. Jugendkriminalität in Baden-Württemberg 
 
2. 1  Definition und Allgemeines 
 
Die Jugendkriminalität wird ganz selbstverständlich als separater Teil zur 
Gesamtkriminalität betrachtet. Sie zeichnet sich durch mehrere Eigen-
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schaften und Merkmale von anderen Arten an Kriminalität ab.1 Die all-
gemein, herrschende Definition der Jugendkriminalität legt ihren Schwer-
punkt auf das wohl eindeutigste und markanteste Merkmal dieser beson-
deren Art an Kriminalität: das Alter der Tatverdächtigen.  
So werden als Jugendkriminalität im Allgemeinen diejenigen strafrechtlich 
relevanten Verstöße bezeichnet, die von jungen Menschen im Alter von 14 
bis unter 21 Jahren begangen werden. Dabei richtet sich diese Definition 
nach dem Altersrahmen des Jugendstrafrechts, das nicht nur für Jugend-
liche zwischen 14 und 18 Jahren, sondern unter bestimmten Voraussetz-
ungen auch noch auf Heranwachsende ab 18 bis unter 21 Jahren ange-
wendet werden kann.2 
Um den Charakter der Jugendkriminalität in seiner Gesamtheit erfassen 
zu können, darf der Fokus aber bei Weitem nicht nur auf das reine Alter 
der Tatverdächtigen gelegt werden, denn viele weitere Merkmale führen 
sogar so weit, dass in Bezug auf Jugendkriminalität von einem „eigenen 
Phänomen“ gesprochen wird.3 
Als junge Menschen befinden sich Jugendliche und Heranwachsende 
nämlich in einer besonderen Lebensphase mit einem einmaligen Lebens-
gefühl,4 in der sie jugendtypische Eigenschaften aufweisen. Zu diesen Ei-
genschaften zählen vor allem eine erhöhte Emotionalität und Risikobe-
reitschaft, das ständige Gefühl etwas zu versäumen, das Streben nach 
Anerkennung und Respekt und auch eine überraschende Offenheit.5 
Diese jugendtypischen Eigenschaften wirken sich automatisch auf das 
Verhalten der jungen Menschen aus und prägen den Charakter der Ju-
gendkriminalität dadurch erheblich. So werden die meisten Straftaten nicht 
im Voraus geplant, sondern spontan, leichtsinnig, unüberlegt und mit kei-
nem besonders kriminellen Einfallsreichtum begangen. Allein der Alltag, 
das tägliche Umfeld und die nähere Umgebung bieten zahlreiche Tatan-
reize, durch die sich junge Menschen oftmals unüberlegt zu Straftaten 
                                                          
1
 Vgl. Walter/Neubacher, Jugendkriminalität, 2011, S.23. 
2
 Vgl. Lorenz, Jugendkriminalität in Deutschland, Anlage 16, S. 1. 
3
 Vgl. Walter/Neubacher, Jugendkriminalität, 2011, S. 23.  
4
 Vlg. Dietsch/Gloss, Handbuch der polizeilichen Jugendarbeit, 2005, S.16. 
5
 Vgl. Dietsch/Gloss, Handbuch der polizeilichen Jugendarbeit, 2005, S. 23 f. 
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verleiten lassen. Auch der Umgang in Cliquen und anderen Gruppen mit 
Gleichaltrigen spielt in diesem Alter eine sehr große Rolle und kann krimi-
nelles Verhalten herausfordern und verstärken.6 Dementsprechenden 
Charakter weisen auch die am häufigsten von jungen Menschen begang-
enen Straftaten auf: 
Laut der Polizeilichen Kriminalstatistik (PKS) wurden jugendliche Tatver-
dächtige im Jahr 2014 vor allem wegen Körperverletzung, Ladendiebstahl, 
Rauschgiftdelikten und sog. „Straßenkriminalität“7 polizeilich registriert. Bei 
den Heranwachsenden sieht die Deliktstruktur sehr ähnlich aus. Hier la-
gen die Deliktschwerpunkte im Jahr 2014 vor allem beim Betrug, der 
Körperverletzung und dem Diebstahl.8 Genaue Zahlenwerte zu den De-
likten folgen in Kapitel 2.2. 
Obwohl die Jugendkriminalität mit ihren Charaktereigenschaften auf der 
einen Seite als „eigenes Phänomen“ bezeichnet wird, ist sie auf der an-
deren Seite ein „normales Phänomen“. So haben Forschungen ergeben, 
dass Jugendkriminalität nicht Länder- Gesellschafts- oder Kultur gebun-
den, sondern überall verbreitet und für alle sozialen Schichten nachzuwei-
sen ist.9  
Die meisten Menschen zeigen im Laufe ihrer Jugend strafrechtlich rele-
vantes Verhalten. So geben bei Befragungen 86% der Männer und 70% 
der Frauen zu, im Alter zwischen 13 und 19 Jahren mindestens ein Delikt 
begangen zu haben. Dieses strafrechtlich relevante Verhalten in der 
Jugendzeit darf aber keinesfalls automatisch und stets als Einstieg in eine 
kriminelle Laufbahn gewertet werden. Im Gegenteil:  
Jugendkriminalität ist ganz „normal“. Sie ist eine Begleiterscheinung der 
jugendlichen Entwicklungsphase, so zu sagen eine übliche Nebenwirkung 
des Erwachsenwerdens, die sich mit den persönlichen und sozialen Ver-
                                                          
6
 Vgl. Miesner, Jugendkriminalität – Tatsachen und öffentl. Wahrnehmung, Anlage 17, S. 2. 
7
 Hierzu zählen bspw. Sachbeschädigungen, Automatenaufbrüche, Diebstähle und Raubüberfälle 
   auf Kioske, Schaufenster, Vitrinen, Passanten usw.; vgl. Polizei Bayern, Straßenkriminalität, 
   Anlage 20.  
8
 Vgl. DVJJ, Jugendgewalt erneut deutlich zurück gegangen, Anlage 14, S. 2.   
9
 Vgl. Lorenz, Jugendkriminalität in Deutschland, Anlage 16, S. 1. 
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änderungen und Reifeprozessen im Laufe der Zeit in der Mehrheit aller 
Fälle wieder legt.  
Mit diesem Wissen um die Charaktereigenschaften der Jugendkriminalität 
und ihrer Tatverdächtigen wird nun auch deutlich, warum ein ange-
messener und verantwortungsvoller Umgang mit straffällig gewordenen 
jungen Menschen so unheimlich wichtig ist.10   
 
 
2.2  Aktueller Stand in Zahlen und voraussichtliche 
Entwicklung  
 
Die aktuellsten Zahlen zur Kriminalität in Deutschland und den Bundeslän-
dern liefern die einzelnen Statistischen Landesämter und das  Bundeskri-
minalamt im Rahmen der Polizeilichen Kriminalstatistik (PKS). Die Statis-
tiken dieser Ämter stützen sich auf Straftaten, die von der Polizei registriert 
werden konnten.11 Man spricht hier deshalb vom sog. Hellfeld.12   
 
Im Jahr 2013 wurden insg. 72.492 Menschen vor den Gerichten in BW 
schuldig gesprochen. Mit einem Anteil von 16,3 % war dabei etwa jeder 
sechste Verurteilte zwischen 14 und 21 Jahren alt. Dieser prozentuale 
Anteil teilt sich mit einer Anzahl von 7.474 Verurteilten (10,3 %) auf die 
Heranwachsenden und mit einer Anzahl von 4.323 Verurteilten (6,0 %) auf 
die Jugendlichen auf.13 Dabei zeigten sich die Jungs und jungen Männer 
im Jahr 2014 mit einem Anteil von 78,5 % aller Tatverdächtigen bei den 
Heranwachsenden und einem Anteil von 70,5 % aller Tatverdächtigen bei 
den Jugendlichen, deutlich straffälliger als die jungen Damen.14 
 
                                                          
10
 Vgl. Bals, Jugendkriminalität und Jugendstrafrecht, Anlage 13,  S.1. 
11
 Vgl. Bundeskriminalamt, Polizeiliche Kriminalstatistik, Anlage 18. 
12
 Vgl. Bals, Jugendkriminalität und Jugendstrafrecht, Anlage 13,  S.2 f. 
13
 Vgl. Statistisches Landesamt BW, Verurteilte Deutsche in BW, Anlage 1. 
14
 Vgl. Bundeskriminalamt, Auszug aus der PKS 2014, Tatverdächtige insgesamt nach Alter und  
Ländern, Anlage 2. 
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Laut der PKS wurden die Jugendlichen im Jahr 2014 vor allem wegen 
Körperverletzung (20,5%), Ladendiebstahl (19,6%) und „Straßenkrimina-
lität“ (17,6%) polizeilich registriert. Bei den Heranwachsenden lagen die 
Deliktschwerpunkte im selben Jahr vor allem beim Betrug (23,8%), der 
Körperverletzung (21,5%) und beim Diebstahl (21,2%).15  
Setzt man die verschiedenen Bundesländer bezüglich der Jugendkrimi-
nalität nun zueinander in den Vergleich, so lässt sich allgemein feststellen, 
dass BW zusammen mit Bayern die niedrigsten Belastungszahlen auf-
weist. Das lässt sich unter anderem anhand der sog. Tatverdächtigenbe-
lastungszahl nachweisen. Die Tatverdächtigenbelastungszahl gibt an, wie 
viele Tatverdächtige pro 100.000 Personen einer Altersgruppe polizeilich 
registriert wurden. Diese Maßgröße war bspw. im Jahr 2012 in Berlin mit 
einer Anzahl von 1.700 drei Mal so hoch wie in Bayern mit einer Anzahl 
von 527.16  
 
Als nächstes stellt sich natürlich die Frage, wie diese aktuellen Zahlen 
durch den Vergleich zur Vergangenheit auf mögliche Entwicklungen für 
die Zukunft gewertet werden können. Während die Allgemeinheit der Be-
völkerung den Eindruck hat, dass die Jugend immer gewalttätiger und kri-
mineller wird, bestätigen die Statistiken diese Wahrnehmung aber keines-
falls. Im Gegenteil:  
Es zeigten sich in den letzten Jahren sowohl im Blick auf die polizeilich re-
gistrierte Kriminalität junger Menschen (sog. Hellfeld) als auch mit Blick 
auf selbstberichtete Delinquenz (sog. Dunkelfeld) deutliche Rückgänge.17 
Dieser Rückgang der Jugendkriminalität wurde dabei nicht nur in BW, son-
dern auch in den anderen fünfzehn Bundesländern und somit in allen Re-
gionen Deutschlands nachgewiesen.18 So ging die oben erläuterte Tatver-
dächtigenbelastungsziffer über die Jahre 2011, 2012 und 2013 nicht nur in 
                                                          
15
 Vgl. DVJJ, Jugendgewalt erneut deutlich zurück gegangen, Anlage 14, S. 2. 
16
 Vgl. Baier/Pfeiffer/Hanslmaier, ZJJ 3/2013, S. 282. 
17
 Vgl. Bals, Jugendkriminalität und Jugendstrafrecht, Anlage 13, S. 2 f. 
18
 Vgl. Baier/Pfeiffer/Hanslmaier, ZJJ 3/2013, S. 282. 
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einzelnen Strafbereichen, sondern für alle Delikte und auch im Rahmen 
der Gewaltkriminalität kontinuierlich zurück.19  
  
 
 Abb. 1: Entwicklung der Tatverdächtigenbelastungszahl für Jugendliche, 2011 bis 2013 
 Quelle: Bals, Jugendkriminalität und Jugendstrafrecht, in: Onlineportal DVJJ, Anlage 13, S.3. 
 
Auch die PKS für das Jahr 2014 bestätigt in ihren Ergebnissen weiterhin 
den Rückgang der Jugendkriminalität im Vergleich zu den Vorjahren.20 So-
mit scheint sich der rückläufige Trend fortzusetzen. Aufgrund dieser Er-
gebnisse kann davon ausgegangen werden, dass die Jugendkriminalität 
auch in den kommenden Jahren weiterhin sinken, zumindest aber gleich 
bleiben und nicht ansteigen wird. 
Experten haben versucht, diesem rückläufigen Trend der Jugendkrimi-
nalität in entsprechenden Befragungsstudien auf den Grund zu gehen. Die 
Ergebnisse dieser Befragungen haben ergeben, dass verschiedene Grün-
de hierfür verantwortlich sein könnten:  
Das verstärkte Engagement der Schulen gegen Gewalt, die zunehmende 
Missbilligung von Gewalt und Kriminalität unter Gleichaltrigen, die immer 
größer werdende Anzeigebereitschaft der Bevölkerung, die hohe Aufklär-
ungsquote der Polizei oder nicht zuletzt die immer besser werdenden 
technischen Vorkehrungen wie Warenschutzsysteme im Bereich des La-
dendiebstahls.21   
 
 
                                                          
19
 Vgl. Bals, Jugendkriminalität und Jugendstrafrecht, Anlage 13, S. 3. 
20
 Vgl. DVJJ, Jugendgewalt erneut deutlich zurückgegangen, Anlage 14, S. 1 f.  
21
 Vgl. Baier/Pfeiffer/Hanslmaier, ZJJ 3/2013, S. 283 ff. 
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3.1.1 Allgemeine Aufgaben, Ziele und Strukturen 
 
Einfach ausgedrückt soll die JH im Namen des Staates als Ansprechpart-
ner, als helfende und unterstützende Hand für alle Mädchen, Jungen und 
deren Familien da sein. Gesetzliche Grundlage der JH ist dabei das SGB 
VIII. Dort sind ihre Aufgaben, Ziele und Strukturen genau festgelegt.22  
 
Die Erziehung und Entwicklung von Kindern ist zuallererst die Aufgabe der 
Eltern. Dennoch tragen der Staat und die Gesellschaft eine Mitverantwort-
ung, denn jeder junge Mensch hat nach § 1 Abs. 1 SGB VIII ein Recht auf 
Förderung seiner Entwicklung und auf Erziehung zu einer eigenverant-
wortlichen, gemeinschaftsfähigen Persönlichkeit. 23  
Oberstes Ziel und Auftrag der JH ist es deshalb, durch geeignete Hilfen 
zur Verwirklichung dieses Rechts beizutragen, wenn die vorhandenen Re-
ssourcen des jungen Menschen sowie seines familiären und sozialen 
Umfelds hierzu nicht ausreichen.24 Im Rahmen dieses obersten Ziels soll 
die JH nach § 1 Abs. 3 SGB VIII junge Menschen insbesondere in ihrer 
Entwicklung fördern, Benachteiligungen abbauen, die Erziehungsberech-
tigten beraten und unterstützen, die jungen Menschen vor Gefahren 
schützen und positive Lebensbedingungen und eine kinder- und familien-
freundlichen Umwelt schaffen.  
 
„Zur Erfüllung ihres Auftrags weist die Kinder- und Jugendhilfe ein Leis- 
tungsspektrum auf, das von der Beratung für Familien in allgemeinen Er- 
                                                          
22
 Vgl. Broschüre des Bundesministeriums, Kinder- und Jugendhilfe, 2014, Anlage 3, S. 5 f.  
23
 Vgl. Broschüre des Bundesministeriums, Kinder- und Jugendhilfe, 2014, Anlage 3, S. 2. 
24
 Vgl. KVJS, Mitwirkung des Jugendamtes in Verfahren nach dem JGG, Anlage 4, S. 5. 
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ziehungsfragen über die Förderung von Kindern in Tageseinrichtungen 
 oder in der Kindertagespflege bis hin zu den Hilfen zur Erziehung 
reicht.“25  
Neben diesem Angebot an Sozialleistungen in § 2 Abs. 2 SGB VIII hat die 
JH nach § 2 Abs. 3 SGB VIII aber auch noch die so genannten „anderen 
Aufgaben“ zu erfüllen. 
Diese Aufgaben ergeben sich vor allem aus der Wächterrolle des Staa-
tes.26 Denn obwohl die Eltern primär das Recht und die Pflicht zur Erzieh-
ung ihrer Kinder haben, sind sie dabei nicht völlig frei, sondern müssen 
sich am Wohl der Kinder orientieren. Um eine Erziehung zum Wohl der 
Kinder zu gewährleisten, ist die JH nach Art. 6 Abs. 2 GG dazu berechtigt 
und verpflichtet, die elterliche Erziehung zu überwachen und gegebenen-
falls einzugreifen, um das Kindeswohl durch entsprechende Maßnahmen 
sicherzustellen.27 So gehören zu den „anderen Aufgaben“ nach § 2 Abs. 3 
SGB VIII bspw. die Inobhutnahme (§ 42) oder die Heimaufsicht (§ 45). 
 
„Die Jugendämter sind die zentralen Anlaufstellen für Kinder, Jugendliche 
und Familien.“28 Als öffentliche Träger der Jugendhilfe sind alle Land-
kreise und kreisfreien Städte dazu verpflichtet, ein Jugendamt einzurich-
ten. Die Jugendämter sind dann für alle Aufgaben nach dem SGB VIII zu-
ständig. Sie haben die Gesamtverantwortung dafür, dass alle Angebote 
und Leistungen der JH zur Verfügung stehen und die Aufgaben nach dem 
SGB VIII somit angemessen erfüllt und wahrgenommen werden.  
 
Dabei arbeiten die Jugendämter mit den freien Trägern der JH zusamm- 
en. Das sind bspw. Vereine,  Jugend- und Wohlfahrtsverbände, Selbsthil-
fegruppen und private Träger von Einrichtungen. Die Jugendämter sind 
nach § 4 SGB VIII sogar dazu verpflichtet, mit den freien Trägern zu-
sammen zu arbeiten und diese zu fördern. Dadurch soll eine Vielzahl ver-
                                                          
25
 Broschüre des Bundesministeriums, Kinder- und Jugendhilfe, 2014,  Anlage 3, S.2.  
26
 Vgl. Winkler, in Schleicher (Hrsg.), Jugend- und Familienrecht, 2014, S. 38 f. 
27
 Vgl. Schleicher, in Schleicher (Hrsg.), Jugend- und Familienrecht, 2014, S. 269.  
28
 Broschüre des Bundesministeriums, Kinder- und Jugendhilfe, 2014, Anlage 3, S. 11.  
 10 
 
schiedener Angebote gewährleistet und ermöglicht werden, dass unter-
schiedliche Wertorientierungen, Inhalte und Methoden in der JH zum Ein- 
satz kommen.  
 
Die freien Träger sind hauptsächlich im Rahmen der Angebote und So-
zialleistungen tätig, die in § 2 Abs. 2 SGB VIII aufgelistet sind. Das An-
gebot ihrer Leistungen hat dabei nach § 4 Abs. 2 SGB VIII sogar Vorrang 
zum Leistungsangebot des Jugendamtes. 
Die Jugendämter sind hauptsächlich und in der Regel für die „anderen 
Aufgaben“ nach § 2 Abs. 3 SGB VIII zuständig, die sich aus der bereits er-
klärten Wächterrolle und dem Auftrag zur Sicherung des Kindeswohls und 
zum Schutz von Kindern und Jugendlichen vor Gefahren (§ 1 Abs. 3 SGB 
VIII) ergeben. Dabei darf das Jugendamt nicht erst im Notfall eingreifen, 
sondern soll präventiv wirken und muss sogar einschreiten, wenn es 
Kenntnis von konkreten Kindeswohlgefährdungen erlangt.29  
 
Grundsätzlich ist die JH für alle in Deutschland lebenden jungen Men-
schen zuständig. Die Nationalität der Kinder und Jugendlichen spielt dabei 
keine Rolle. Allerdings haben nur die Ausländerinnen und Ausländer einen 
einklagbaren Anspruch auf Leistungen nach dem SGB VIII, die rechtmä-
ßig oder aufgrund einer ausländerrechtlichen Duldung ihren gewöhnlichen 
Aufenthalt in Deutschland haben.30  
 
 
3.1.2 Aufgaben im Zusammenhang mit delinquenten Jugendlichen 
 
Zu den Aufgaben der JH gehört auch die Begleitung und Unterstützung 
von jungen Menschen, die straffällig geworden sind. Die Hilfeleistung für 
Jungen und Mädchen in dieser Situation ist die in § 52 SGB VIII normierte 
Mitwirkung in Verfahren nach dem Jugendgerichtsgesetz.31 
                                                          
29
 Vgl. Broschüre des Bundesministeriums, Kinder- und Jugendhilfe, 2014, Anlage 3, S. 9 ff. 
30
 Vgl. Broschüre des Bundesministeriums, Kinder- und Jugendhilfe, 2014, Anlage 3, S. 8.  
31
 Vgl. KVJS, Mitwirkung des Jugendamtes in Verfahren nach dem JGG, Anlage 4, S. 5.  
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Während die übrigen „anderen Aufgaben“ der JH sehr präzise, umfassend 
und komplett im SGB VIII ausgestaltet sind, ergibt sich die Ausgestaltung 
der Hilfeleistung in § 52 SGB VIII aber hauptsächlich aus einem anderen 
Gesetz: dem Jugendgerichtsgesetz (JGG). 
Das JGG kommt nach § 1 Abs. 1 JGG immer dann zur Anwendung, wenn 
ein Jugendlicher oder Heranwachsender eine Straftat begangen hat und 
regelt folglich das allgemeine Jugendstrafrecht und das Jugendstrafver-
fahren.  
Die zugehörigen Regelungen zum § 52 SGB VIII finden sich dabei in § 38 
JGG und § 50 Abs. 3 JGG. Diese Vorschriften des SGB VIII und des JGG 
beschreiben in Kombination die Hilfeleistung der JH für straffällig gewor-
dene junge Menschen. Sie beschreiben das Tätigwerden, die Aufgaben, 





3.2.1 Ein Teil der Jugendhilfe 
 
Wie in Kapitel 3.1.2 hergeleitet, nimmt die JGH die Aufgabe der JH im Zu-
sammenhang mit straffällig gewordenen jungen Menschen war. Da es sich 
bei dieser Aufgabe um eine sog. „andere Aufgabe“ der JH nach § 2 Abs. 3 
SGB VIII handelt, sind in der Regel die Jugendämter für die Aufgaben der 
JGH zuständig.33 Daher kommt das Jugendamt auch hauptsächlich im 
Rahmen der Tätigkeiten der JGH mit delinquenten Jugendlichen und der 
Jugendkriminalität in Kontakt. Anders als die Gerichtshilfe im Allgemeinen, 
ist die JGH somit keine Institution der Justiz, sondern ein eigenständig 
arbeitender Teilbereich der JH.34   
 
 
                                                          
32
 Vgl. Laubenthal, Jugendgerichtshilfe im Strafverfahren, 1993, S. 34 f. 
33
 Vgl. Broschüre des Bundesministeriums, Kinder- und Jugendhilfe, 2014, Anlage 3, S. 10.  
34
 Vgl. Rössner, in Meier/Rössner/Trüg/Wulf (Hrsg.), JGG, Kommentar, 2014, S. 379.  
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3.2.2  Organisation und Fachkräfte 
 
Die Organisation der JGH kann innerhalb der Jugendämter im Rahmen 
der kommunalen Selbstverwaltung unterschiedlich gestaltet werden. Aus 
der Praxis sind vor allem zwei Formen der Organisation geläufig: 
So gehört die JGH häufig als eigene Abteilung oder als Spezialdienst zum 
Sachgebiet der Allgemeinen Erziehungshilfe. Als zweite Form ist sie aber 
auch häufig als Arbeitsgruppe oder eigenes Arbeitsgebiet beim ASD ange-
siedelt. 
Es ist umstritten, welche Organisationsform allgemein betrachtet die bess-
eren Ergebnisse liefert. Die Erfahrung aus der Praxis lässt aber vermuten, 
dass die JGH generell als eigene Abteilung bzw. Spezialdienst ihren Platz 
im Jugendamt haben sollte. Die Sachbearbeiter der JGH sollen sich da-
durch im Rahmen ihrer Arbeit auf straffällig gewordene Jugendliche und 
ihre besonderen Problemlagen konzentrieren und auch fachlich spezia-
lisieren können.35  
Für das Berufsfeld und die Tätigkeiten der JGH eignen sich vor allem stu-
dierte Sozialarbeiter und Sozialpädagogen. Sie bringen durch ihre studen-
tische Ausbildung beratende, betreuende und vor allem pädagogische Fä-
higkeiten und Qualifikationen mit. Des Weiteren sollten die Jugendge-
richtshelfer aber auch über Kenntnisse zum Jugendhilferecht und Jugend- 
strafrecht verfügen.36  
 
 
3.2.3  Tätigwerden und Aufgaben 
 
Wie bereits erläutert, wird die JGH immer dann beteiligt und tätig, wenn 
ein Jugendlicher oder Heranwachsender mit Strafrechtsnormen in Konflikt 
geraten ist.37 Da alle Straftaten im Normalfall zuerst der Polizei und StA 
bekannt werden, kann die JGH in der Regel nicht von sich aus tätig und 
                                                          
35
 Vgl. Rössner, in Meier/Rössner/Trüg/Wulf (Hrsg.), JGG, Kommentar, 2014, S. 379 f. 
36
 Vgl. Laubenthal, Jugendgerichtshilfe im Strafverfahren, 1993, S. 46 f.  
37
 Vgl. KVJS, Mitwirkung des Jugendamtes in Verfahren nach dem JGG, Anlage 4, S. 5.  
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aktiv werden. Sie muss zuerst von einer dieser beiden Institutionen im 
Rahmen der strafrechtlichen Ermittlungen informiert werden.  
Dabei ist es sehr wichtig, dass die JGH so schnell wie möglich über die 
Einleitung eines Verfahrens benachrichtigt und mit ins Boot geholt wird, 
denn das Jugendstrafverfahren ist für junge Menschen oft sehr belastend 
und kann teilweise durchaus auch schädliche Nebenwirkungen haben. Je 
eher betreuende Maßnahmen durch die JGH eingeleitet werden können, 
desto höher sind die Aussichten auf Erfolg, den jungen Straftäter dadurch 
positiv zu beeinflussen und ihn in die richtige Richtung zu lenken.38 Auch 
der Gesetzgeber teilt diese Auffassung. So hält er in § 38 Abs. 3 S.1 und 2 
JGG fest, dass die JGH so früh wie möglich und im gesamten Verfahren 
gegen einen Jugendlichen herangezogen werden soll.  
Trotz allem darf die JGH aber auch nicht zu früh tätig werden. Es muss 
zumindest ein hinreichender Tatverdacht gegen den entsprechenden Ju-
gendlichen vorliegen. Grund dafür ist zum einen die in Art. 1 GG ge-
schützte Privatsphäre des jungen Menschen. Zum anderen geht es hier 
aber auch um die bestehende Gefahr, dass sich die Hilfefunktion der JGH 
durch einen unzureichenden oder vielleicht sogar falschen Tatvorwurf ins 
Gegenteil für den jungen Menschen kehren könnte.39 
 
Die Aufgaben der JGH ergeben sich wie bereits erläutert aus dem SGB 
VIII (§ 52) und dem JGG (§§ 38 und 50 Abs.3). Sie sind allgemein sehr 
umfangreich und gehen in unterschiedliche Tätigkeitsrichtungen mit je-
weils anderen Anforderungen und rechtlichen Rahmenbedingungen:40 
 
(1)  Ermittlungstätigkeit 
(2)  Leistungsprüfung nach § 52 Abs. 2 SGB VIII 
(3)  Überwachungstätigkeit  
(4)  Allgemeine Betreuungstätigkeit  
 
                                                          
38
 Vgl. Laubenthal, Jugendgerichtshilfe im Strafverfahren, 1993, S. 60 ff. 
39
 Vgl. Küppers, in Schleicher (Hrsg.), Jugend- und Familienrecht, 2014, S. 181. 
40
 Vgl. Rössner, in Meier/Rössner/Trüg/Wulf (Hrsg.), JGG, Kommentar, 2014, S. 380.   
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Eine detaillierte Beschreibung dieser einzelnen Aufgaben soll erst unter 
Gliederungspunkt 4.3 Beteiligung der Jugendgerichtshilfe (am Jugend-
strafverfahren) erfolgen, da gerade dabei gleichzeitig auch die Beteiligung 
der JGH am Jugendstrafverfahren deutlich wird.  
 
 
3.3  Weitere Berührungspunkte 
 
Weitere Berührungspunkte des Jugendamtes mit Jugendkriminalität erge-
ben sich noch im Bereich der (Amts-) Vormundschaften.  
Allgemein wird für einen Minderjährigen immer dann ein Vormund einge-
setzt, wenn dessen Eltern die gesamte elterliche Sorge – oder zumindest 
die gesetzliche Vertretung – aus rechtlichen oder tatsächlichen Gründen 
nicht wahrnehmen können (§ 1773 Abs.1 BGB). So kommt ein Vormund 
z.B. für Voll- oder Halbwaisen und Findelkinder in Betracht oder dann, 
wenn den leiblichen Eltern die elterliche Sorge entzogen werden musste. 
In „Notfällen“ kann die Vormundschaft somit als Ersatz für die elterliche 
Sorge und Betreuung eingesetzt werden. Der Vormund tritt in diesen Fäll-
en dann an die Stelle der Eltern und nimmt deren Aufgaben wahr. 41  
Die Vormundschaft kann dabei auf Einzelpersonen, Ehepaare, Vereine 
oder auch das Jugendamt übertragen werden. Wird die Vormundschaft 
vom Jugendamt ausgeübt, so spricht man hier von einer sog. Amtsvor-
mundschaft.42 Das Jugendamt teilt die Aufgaben der Vormundschaft für 
einen bestimmten Minderjährigen dann einem konkreten Beamten oder 
Angestellten zu.43 Dieser Mitarbeiter hat dann als Vormund grundsätzlich 
dieselben Rechte und Pflichten wie sie auch leibliche Eltern aufgrund ihrer 
elterlichen Sorge haben (vgl. §§ 1793, 1800, 1631 BGB).44 
Wird  der minderjährige Mündel nun straffällig, so ist es folglich die Aufga-
be des amtlichen Vormundes, dem jungen Menschen auch in dieser Situa-
                                                          
41
 Vgl. Schleicher, in Schleicher (Hrsg.), Jugend- und Familienrecht, 2014, S. 373 ff. 
42
 Vgl. Schleicher, in Schleicher (Hrsg.), Jugend- und Familienrecht, 2014, S. 377. 
43
 Vgl. Winkler, in Schleicher (Hrsg.), Jugend- und Familienrecht, 2014, S. 120. 
44
 Vgl. Schleicher, in Schleicher (Hrsg.) Jugend- und Familienrecht, 2014, S. 378. 
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tion beizustehen, ihn zu begleiten und zu unterstützen. Das Jugendamt 
kommt in diesem Fall also wie die Eltern eines straffällig gewordenen Ju-




4. Das Jugendstrafverfahren 
 
4.1 Experteninterviews zu Kapitel 4 
 
Um die aus den Fachbüchern und Gesetzeskommentaren erworbenen, 
theoretischen Kenntnisse mit Informationen aus der Praxis ergänzen und 
zudem erforschen und bewerten zu können, was aus Sicht der beteiligten 
Institutionen für eine gute Zusammenarbeit im Jugendstrafverfahren not-
wendig und wichtig ist, wurden zum 4. Kapitel der Arbeit Experteninter-
views durchgeführt. 
Das Experteninterview ist eine empirische Untersuchungsmethode und 
gehört dabei zur Erhebungsmethode der „Befragung“. Für die Durchführ-
ung einer mündlichen Befragung hat sich dabei der Begriff „Interview“ 
durchgesetzt.45  
Der „Experte“ darf dabei keinesfalls nur mit Personen gleichgesetzt wer-
den, die in besonders herausgehobenen Positionen arbeiten. Experte ist 
vielmehr jede Person, die an den zu untersuchenden Prozessen unmittel-
bar beteiligt ist und daher über ein besonderes Wissen verfügt.46 „[Der] 
Experte beschreibt die spezifische Rolle des Interviewpartners als Quelle 
von Spezialwissen über die zu erforschenden sozialen Sachverhalte. 
Experteninterviews sind eine Methode dieses Wissen zu erschließen.“47 
 
 
                                                          
45
 Vgl. Gläser/Laudel, Experteninterviews und qualitative Inhaltsanalyse, 2009, S. 38 ff. 
46
 Vgl. Gläser/Laudel, Experteninterviews und qualitative Inhaltsanalyse, 2009, S. 11 f.   
47




4.1.1 Aufbau und Inhalt 
 
Bei den durchgeführten Interviews handelt es sich um sog. halbstandar-
disierte Interviews. D.h. es wurden allen Experten dieselben Fragen ge-
stellt und dabei keine Antwortmöglichkeiten vorgegeben.48  
Dadurch sollte jeder Experte, als „Vertreter“ einer beteiligten Institution, 
dazu angeregt und angeleitet werden, in einer vorgegebenen Reihenfolge 
und unter bestimmten Gesichtspunkten möglichst frei von seiner Aufgabe, 
Beteiligung und Funktion im Jugendstrafverfahren zu berichten und sich 
anschließend bewertend zu der Zusammenarbeit aller Institutionen zu 
äußern. Das Interview gliederte sich daher bei allen Experten in drei 
Blöcke und bestand aus 11 Fragen.  
 
Im ersten Block (3 Fragen) wurde der Experte zu seiner Person und sei-
nem Beruf befragt. Er sollte sich dabei nochmals als Fachperson in sei-
nem derzeitigen Beruf, mit entsprechender studentischer Laufbahn und 
seinen allgemeinen beruflichen Aufgaben, vorstellen. 
 
Im zweiten Block (4 Fragen) folgten gezielte Fragen zum Jugendstraf-
verfahren. Es sollte dadurch untersucht werden, wie jede Institution kon-
kret am Jugendstrafverfahren beteiligt ist, welche Aufgaben sie dabei hat 
und wie sie im Rahmen ihrer Beteiligung und Aufgaben konkret mit der 
JGH, aber auch mit anderen Institutionen zusammenarbeitet. 
 
Durch die Fragen im dritten Block (4 Fragen) sollte schließlich erforscht 
und bewertet werden, was aus Sicht der Befragten für eine gute Zusamm-
enarbeit aller Institutionen zur schnellen und effektiven Bekämpfung von 
Jugendkriminalität wichtig ist und welche Hindernisse hierbei auch im Weg 
stehen und zu Problemen führen können.  
 
                                                          
48
 Vgl. Gläser/Laudel, Experteninterviews und qualitative Inhaltsanalyse, 2009, S. 41. 
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4.1.2 Ablauf und Vorgehensweise 
 
Im Zeitraum vom 5. August bis 25. August wurde mit vier Experten ein In-
terview durchgeführt. Es wurde dabei telefonisch bei den Experten für das 
Interview angefragt und auch auf diesem Wege ein Termin vereinbart. 
Damit sich die Experten auf das anstehende Interview einstellen konnten, 
wurden ihnen bereits im Vorfeld die Interviewfragen per E-Mail zuge-
schickt. Sie wurden für das Interview dann jeweils am Arbeitsplatz be-
sucht. Die Interviews wurden über eine Dauer von etwa 1,5 Stunden 
durchgeführt, mit einem Tonband aufgenommen und anschließend trans-
kribiert.  
 
Es wurde von der Polizei, der StA, dem Gericht, der BewHi und somit von 
jeder Institution, die neben der JGH am Jugendstrafverfahren beteiligt ist, 
jeweils ein Experte befragt. Alle Interviewpartner sind in ihrer Position für 
den Zuständigkeitsbereich FDS tätig und stehen daher in direkter Zusam-
menarbeit zueinander. Die konkreten Interviewpartner waren: 
Herr Fahrbach (Jugendsachbearbeiter bei der Kriminalpolizei FDS), Frau 
Wilmsmann (Jugendstaatsanwältin für den Bereich FDS), Herr Benz 
(Jugendrichter beim Amtsgericht FDS) und Herr Gaus (Bewährungshelfer 




Die Ergebnisse und Informationen aus den geführten Experteninterviews 
fließen ergänzend zur Fachliteratur an verschiedenen Stellen des 4. Kapi-
tels ein. 
Eine konkrete Auswertung erfolgt schließlich in Kapitel 4.6 und bezieht 
sich hauptsächlich auf den dritten Fragenblock der Interviews. Es soll dort 
ausgewertet werden, was aus Sicht der Befragten für eine gute Zusam-
menarbeit aller Institutionen, hinsichtlich einer schnellen und effektiven 
Bekämpfung von Jugendkriminalität, notwendig und wichtig ist und welche 
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4.2  Allgemeines zum Jugendstrafverfahren 
 
Das Jugendstrafverfahren richtet sich nach dem Jugendstrafrecht. Das Ju-
gendstrafrecht ist ein Sonderstrafrecht für junge Menschen, die straffällig 
geworden sind und ist im bereits erwähnten JGG geregelt.49  
Der Gesetzgeber schafft durch das JGG einen eigenen Rechtsrahmen für 
den Umgang mit Jugendkriminalität und macht dadurch deutlich, dass die 
Reaktionen bei straffälligen jungen Menschen anders ausfallen müssen 
als bei straffälligen Erwachsenen.50 Dabei legt das JGG allerdings keine 
eigenen Jugendstraftatbestände fest. Das Jugendstrafrecht verfolgt somit 
genau die gleichen Straftatbestände wie das Erwachsenenstrafrecht. Der 
entscheidende Unterschied liegt in der Art und Weise, wie die Straftaten 
verfolgt und mit welchen Rechtsfolgen auf sie reagiert wird.51 Dieser 
Unterschied kommt dadurch zustande, dass das Jugendstrafrecht ein 
ganz anderes Ziel als das Erwachsenenstrafrecht verfolgt.  
 
Im Erwachsenenstrafrecht steht vor allem der Schuldausgleich im Vor-
dergrund.52 Es geht darum, den Täter für das begangene Delikt ange-
messen zu bestrafen, Vergeltung auszuüben und dadurch gleichzeitig ei-
ne Sicherung und Abschreckung der Allgemeinheit zu erreichen.53 
Im Jugendstrafrecht steht hingegen nicht die Bestrafung, sondern, der in § 
2 Abs. 1 JGG verankerte, Erziehungsgedanke im Vordergrund. Es ist da-
bei das Ziel, die jungen Menschen durch geeignete Hilfemaßnahmen und 
Sanktionen zur Verantwortung zu ziehen, sie dadurch wieder auf den rich-
tigen Weg zurück zu führen und im besten Falle zu erreichen, dass sie in 
                                                          
49
 Vgl. Küppers, in Schleicher (Hrsg.),Jugend- und Familienrecht, 2014,  S. 133. 
50
 Vgl. Meier/Rössner/Trüg/Wulf (Hrsg.), JGG, Kommentar, 2014, S. 7. 
51
 Vgl. Bundeszentrale für politische Bildung, Jugendstrafrecht – Jugendgerichte, Anlage 15, S. 1. 
52
 Vgl. Meier /Rössner/Trüg/Wulf (Hrsg.), JGG, Kommentar, 2014, S. 7. 
53
 Vgl. Küppers, in Schleicher (Hrsg.), Jugend- und Familienrecht, 2014, S. 133. 
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Zukunft straffrei bleiben und leben können.54 Um dieses Ziel erreichen und 
dem Erziehungsgedanken gerecht werden zu können, darf deshalb nicht 
die begangene Straftat im Mittelpunkt stehen. Es geht darum, einen „ganz-
heitlichen“ Blick auf den jungen Menschen zu werfen,55 ihn in seiner per-
sönlichen Situation, Umgebung und Entwicklung zu sehen und Defizite an 
entsprechenden Stellen durch geeignete Hilfen auszugleichen.56  
Dem Erziehungsgedanken entsprechend soll im Jugendstrafverfahren da-
her auch vorrangig mit erzieherischen Maßnahmen auf Jugendkriminalität 
reagiert werden, um dadurch eben diesen Defiziten des jungen Menschen 
entgegen wirken zu können. Entsprechende Möglichkeiten bietet dabei vor 
allem das Diversionsverfahren nach §§ 45,47 JGG, auf das später noch 
etwas genauer eingegangen werden soll. Erst wenn erzieherischen Maß-
nahmen nicht ausreichen, um den jungen Menschen zu erreichen, sollen 
strafrechtliche Sanktionen des JGG infrage kommen.57  
 
Dem Jugendstrafrecht liegt somit die Erkenntnis zugrunde, dass sich 
junge Menschen in einem nicht immer einfachen Übergangsstadium der 
Kindheit zum Erwachsensein befinden.58 Daher erstreckt sich der persön-
liche Anwendungsbereich des JGG nach § 1 auch nicht nur auf Jugend-
liche zwischen 14 und 18 Jahren, sondern auch noch auf Heranwach-
sende zwischen 18 und 21 Jahren.  
 
Wird ein Jugendlicher oder Heranwachsender straffällig, dann muss er 
sich auf den Kontakt mit verschiedenen Institutionen gefasst machen. Im 
Folgenden sollen zur Übersicht ein grober Ablauf und möglichen Wege im 
Jugendstrafverfahren aufgezeigt werden:  
 
Wie allgemein bekannt,  werden  alle Straftaten in der Regel zuerst bei der 
Polizei gemeldet. Die Polizei registriert die Straftaten und nimmt selbst-
                                                          
54
 Vgl. Experteninterview mit Fr. Wilmsmann (Jugendstaatsanwältin), Anlage 7, S. 2 f. 
55
 Vgl. Meier/Rössner/Trüg/Wulf (Hrsg.), JGG, Kommentar, 2014, S. 7. 
56
 Vgl. Küppers, in Schleicher (Hrsg.), Jugend- und Familienrecht, 2014, S. 133. 
57
 Vgl. Rössner in, Meier/Rössner/Trüg/Wulf (Hrsg.), JGG, Kommentar, 2014, S. 383 f. 
58
 Vgl. Küppers, in Schleicher (Hrsg.), Jugend- und Familienrecht, 2014, S. 133. 
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ständig Ermittlungen zur Aufklärung des Vorfalls auf. Sie soll dabei so früh 
wie möglich die StA über die eingeleiteten Ermittlungen informieren,59 
denn diese leitet nach § 160 StPO sowohl die Ermittlungen im Erwach-
senen- als auch im Jugendstrafrecht. Während der Ermittlungen soll auch 
die JGH schon so frühzeitig wie möglich von StA und Polizei informiert 
werden.60 Die JGH unterstützt bei den Ermittlungen zur Persönlichkeit des 
Täters, überprüft frühzeitig, ob eventuell Leistungen der JH in Betracht 
kommen und nimmt erste Kontakte zum Beschuldigten auf.61  
Durch die Ermittlungen der StA wird das sog. Vorverfahren eingeleitet. 
Das Vorverfahren bereitet ein mögliches Hauptverfahren bei Gericht vor.62 
 
Die abgeschlossenen Ermittlungen gehen schließlich als Verfahrensakte 
an die Jugendstaatsanwaltschaft (StA).63 Diese hat im Rahmen ihrer 
Aufgaben und des Vorverfahrens nun mehrere Möglichkeiten: 
 
 Einstellung nach allgemeinen Vorschriften der StPO  
 Einstellung im Rahmen der Diversion (§§ 45, 47 JGG) 
 Antrag auf Vereinfachtes Verfahren beim Jugendrichter (§ 76 JGG) 
 Anklage beim Jugendrichter 64 
 
Hinsichtlich der Möglichkeit zur Einstellung nach allgemeinen Vorschrif-
ten der StPO ist im Besonderen die Einstellung nach § 170 Abs. 2 StPO 
zu nennen. Sie muss dann zur Anwendung kommen, wenn die Ergebnisse 
der Ermittlungen keinen hinreichenden Tatverdacht liefern oder die Tatvor-
würfe so belanglos sind, dass eine vollständige Ausermittlung völlig un- 
verhältnismäßig wäre.65  
 
                                                          
59
 Vgl. Frister, in Lisken/Denninger (Hrsg.), Handbuch des Polizeirechts, 2012, S. 612. 
60
 Vgl. Laubenthal, Jugendgerichtshilfe im Strafverfahren, 1993, S. 60 ff. 
61
 GeŶaueres hierzu iŶ Kapitel „ϰ.ϯ BeteiliguŶg der JugeŶdgeriĐhtshilfe“. 
62
 Vgl. Küppers, in Schleicher (Hrsg.), Jugend- und Familienrecht, 2014, S. 173. 
63
 Vgl. Experteninterview mit Fr. Wilmsmann (Jugendstaatsanwältin), Anlage 7, S. 2. 
64
 Vgl. Experteninterview mit Hr. Benz (Jugendrichter), Anlage 8, S. 2 f. 
65
 Vgl. Blessing/Weik, in Meier/Rössner/Trüg/Wulf (Hrsg.), JGG, Kommentar, 2014, S. 466 f. 
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Die Möglichkeit zur Diversion, kann sich bei kleineren bis mittelschweren 
Delikten ergeben. Seit dem Jahr 2010 wird konstant etwa in 70 % aller 
Jugendstrafverfahren dieses sog. Diversionsverfahren angewendet.66 Da 
die JGH hierbei zudem eine sehr wichtige Rolle einnimmt und der Begriff 
„Diversion“ deshalb immer wieder in dieser Arbeit auftauchen wird, soll im 
Folgenden kurz etwas genauer auf dieses Instrument der StA eingegang-
en werden: 
 
Die Diversion (Ablenkung, Umleitung67) bezeichnet die besonderen Ein-
stellungsmöglichkeiten im Jugendstrafrecht nach den §§ 45, 47 JGG. Im 
Rahmen der Diversion hat die StA die Möglichkeit, von einer Anklage bei 
Gericht und einer weiteren Strafverfolgung abzusehen, wenn stattdessen 
erzieherische Methoden zum Einsatz kommen.68 Durch die Diversion kann 
also auf ein förmliches Verfahren vor Gericht und ein Urteil verzichtet wer-
den, indem die Behandlung des Falls stattdessen auf die Durchführung 
erzieherischer Maßnahmen „umgeleitet“ wird.  
Die StA kann dabei im Rahmen der Diversion, ohne Zustimmung des Ju-
gendrichters, von der Verfolgung einer Straftat absehen und das Verfah-
ren einstellen, wenn die Schuld des Täters im Sinne des § 153 StPO als 
gering anzusehen ist und kein öffentliches Interesse der Strafverfolgung 
besteht (§ 45 Abs.1 JGG) oder wenn bereits erzieherische Maßnahmen 
eingeleitet wurden (§ 45 Abs. 2 JGG).69  
Die erzieherischen Maßnahmen sollen so ausgestaltet sein, dass der Ju-
gendliche bzw. Heranwachsende sich mit der begangenen Straftat ausein-
andersetzt und seine Einsicht, in das Unrecht und die Folgen der Tat, ge-
fördert wird.70 Diese Maßnahmen können von den Erziehungsberechtigten 
selbst (z.B. Verhängung von Hausarrest, Taschengeldsperre, Entschuldi-
                                                          
66
 Vgl. Richtlinien zu § 45 JGG Nr. 1, in Meier/Rössner/Trüg/Wulf (Hrsg.), JGG, Kommentar, 2014, 
     S. 456 ff. 
67
 Vgl. Küppers, in Schleicher (Hrsg.), Jugend- und Familienrecht, 2014, S. 174. 
68
 Vgl. Diversionsrichtlinien des Landes Baden-Württemberg, Anlage 5, S. 1. 
69
 Vgl. Küppers, in Schleicher (Hrsg.), Jugend- und Familienrecht, 2014, S. 174 f. 
70
 Vgl. Richtlinien zu § 45 JGG Nr. 3, in Meier/Rössner/Trüg/Wulf (Hrsg.), JGG, Kommentar, 2014, 
     S. 456. 
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gung beim Opfer71) aber auch von der Schule, dem Ausbilder, anderen 
Bezugspersonen oder der JGH eingeleitet und durchgeführt werden.72  
Die JGH spielt hierbei also eine besonders wichtige Rolle, da sie die Vo-
raussetzungen für eine Einstellung nach § 45 Abs. 2 JGG schaffen kann, 
indem sie die jungen Beschuldigten in Hilfeleistungen wie z.B. Betreu-
ungshilfen, erzieherische Gruppenarbeit, soziale Trainingskurse, etc. ver-
mittelt.  
Wurden noch keine erzieherischen Maßnahmen ergriffen, dann kann die 
StA aber auch selbst die Voraussetzungen für eine Einstellung nach § 45 
Abs. 2 JGG schaffen, indem sie z.B. ein erzieherisches Gespräch mit dem 
Beschuldigten führt, ihn ermahnt oder eine Schadenswiedergutmachung 
im Rahmen eines Täter-Opfer-Ausgleich nahelegt.73    
Als dritte Möglichkeit der Diversion kann die StA beim Jugendrichter an-
regen, dass dem Jugendlichen angemessene Weisungen oder Auflagen 
(z.B. die Anordnung von Sozialarbeitsstunden) erteilt werden. Stimmt der 
Jugendrichter dieser Anregung zu und erfüllt der Jugendliche bzw. Heran-
wachsende die Weisungen und Auflagen, dann sieht die StA von der 
Klageerhebung ab und stellt das Verfahren ein (§ 45 Abs. 3 JGG).74  
Die Anwendung des Diversionsverfahrens ist aber dennoch begrenzt: 
Insbesondere bei mehrfach vorbelasteten Tätern und im Rahmen schwer-
er wiegender Kriminalität stößt sie an ihre Grenzen. 75  
 
Wenn die Anwendung des Diversionsverfahrens nicht mehr möglich ist 
oder der StA nicht mehr ausreichend erscheint, dann bleiben noch zwei 
weitere Möglichkeiten, um mit der Jugendstrafsache zu verfahren: 
 
Die StA kann nach § 76 S. 1 JGG beim Jugendrichter einen Antrag auf 
Entscheidung im Vereinfachten Verfahren (§ 76 JGG) stellen, wenn als 
                                                          
71
 Vgl. Blessing/Weik, in Meier/Rössner/Trüg/Wulf (Hrsg.), JGG, Kommentar, 2014, S. 473. 
72
 Vgl. Richtlinien zu § 45 JGG Nr. 3, in Meier/Rössner/Trüg/Wulf (Hrsg.), JGG, Kommentar, 2014, 
     S. 456.  
73
 Vgl. Richtlinien zu § 45 JGG Nr. 3, in Meier/Rössner/Trüg/Wulf (Hrsg.), JGG, Kommentar, 2014, 
     S. 456 f. 
74
 Vgl. Küppers, in Schleicher (Hrsg.), Jugend- und Familienrecht, 2014, S. 175. 
75
 Vgl. Blessing/Weik in, Meier/Rössner/Trüg/Wulf (Hrsg.), JGG, Kommentar, 2014, S. 461. 
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Sanktionen keine Jugendstrafe, sondern nur die Erteilung von Weisungen, 
die Anordnung einer Erziehungsbeistandschaft, die Verhängung von 
Zuchtmittel oder eines Fahrverbots, die Entziehung oder der Verfall der 
Fahrerlaubnis, zu erwarten ist. Dieser Antrag verhindert und ersetzt nach 
§ 76 S.2 JGG dann eine Anklage. 
Ziel des Vereinfachten Verfahrens ist nach § 78 Abs. 3 S. 1 JGG, eine 
Vereinfachung, Beschleunigung und jugendgemäße Gestaltung des Ver-
fahrens. Zu diesem Zweck darf der Jugendrichter von Verfahrensvorschrif-
ten des allgemeinen Strafprozesses abweichen, solange das eigentliche 
Jugendstrafverfahren dadurch substantiell nicht entwertet wird.76 So muss 
er im Gegensatz zum Hauptverfahren z.B. nicht erst einen Eröffnungsbe-
schluss erlassen, sondern kann sofort einen Termin zur Verhandlung 
festsetzen.77 Der Jugendrichter entscheidet im Vereinfachten Verfahren 
gem. § 78 Abs. 1 S. 1 JGG in einer mündlichen Verhandlung durch ein 
entsprechendes Urteil. Dabei muss zwar der Angeklagte, nicht aber die 
StA anwesend sein.78  
Die Anwendung des Vereinfachten Verfahrens wird zum einen dadurch 
beschränkt, dass es nur bei Jugendlichen, nicht aber bei Heranwachsen-
den durchgeführt werden darf. Zum anderen kann es aufgrund der ver-
einfachten Verfahrensvorschriften und der beschränkten Sanktionsmittel 
auch nur im Bereich kleinerer und mittlerer Delinquenz zur Anwendung 
kommen.79 
 
Scheidet auch die Anwendung des Vereinfachten Verfahrens aus, so er-
hebt die StA schließlich als letzte Möglichkeit Anklage bei Gericht.   
In der Hauptverhandlung vor Gericht sind dann alle Sanktionen möglich, 
die das JGG vorsieht.  
Der Jugendrichter kann das Verfahren bei geringer Schuld immer noch 
nach § 47 JGG, mit oder ohne Weisungen und Auflagen, einstellen. Er 
                                                          
76
 Vgl. Laubenthal, Jugendgerichtshilfe im Strafverfahren, 1993, S. 143 ff. 
77
 Vgl. Experteninterview mit Hr. Benz (Jugendrichter), Anlage 8, S. 2 f. 
78
 Vgl. Laubenthal, Jugendgerichtshilfe im Strafverfahren, 1993, S. 143. 
79
 Vgl. Buhr in, Meier/Rössner/Trüg/Wulf (Hrsg.), JGG, Kommentar, 2014, S. 732 ff.  
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kann Erziehungsmaßregeln (§ 9 ff JGG),  Zuchtmittel (§ 13 ff JGG) oder 
aber auch eine Jugendstrafe (§ 17 JGG) verhängen. Die Jugendstrafe 
kann dabei nach den Vorschriften in § 21 ff JGG mit oder ohne Bewähr-
ung verhängt werden. In der Bewährungszeit sollen dem Jugendlichen 
bzw. Heranwachsenden nach § 23 JGG Weisungen oder Auflagen vom 
Gericht auferlegt werden. Kommt der junge Straftäter diesen Verpflich-
tungen nach, so kann ihm die Jugendstrafe nach § 26a JGG vom Jugend-
richter erlassen werden.  
Als letzte Handlungsmöglichkeit des Jugendrichters ist schließlich noch 
der „Schuldspruch ohne Strafe“ nach § 27 JGG aufzuführen. Dieser 
Schuldspruch bietet dem Jugendrichter die Möglichkeit, den Jugendlichen 
bzw. Heranwachsenden zwar durch einen Beschluss schuldig zu sprech-
en, ihn aber zuerst während einer Bewährungszeit im Auge zu behalten 
und anschließend anhand des gezeigten Verhaltens zu bewerten und zu 
entscheiden, ob die angedrohte Jugendstrafe verhängt oder erlassen wer-
den kann.80  
 
Die folgende Abbildung soll den allgemeinen Ablauf des Jugendstraf-
verfahrens und die möglichen Wege nochmals veranschaulichen und auf 












                                                          
80
 Vgl. Experteninterview mit Hr. Benz (Jugendrichter), Anlage 8, S. 2 ff. 
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 Quelle: Eigene Darstellung in Anlehnung an das JGG und das Interview mit Herrn Benz (Jugendrichter), 
 Anlage 8, S. 2 ff. 
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4.3 Beteiligung der Jugendgerichtshilfe 
 
Die Beteiligung der JGH am Jugendstrafverfahren ist sehr umfangreich 
und ergibt sich automatisch aus ihren Hauptaufgaben und Tätigkeiten: 
 
4.3.1  Ermittlungstätigkeit 
 
Eine umfassende Aufgabe der JGH ist ihre Tätigkeit als Ermittlungshilfe.  
Die JGH hat nach § 38 Abs. 2 S.2 JGG die wichtige Aufgabe, die Persön-
lichkeit, Entwicklung und Umwelt des jungen Straftäters zu erforschen. Sie 
soll die Ergebnisse ihrer Nachforschungen anschließend ins Jugendstraf-
verfahren einbringen und dort somit auch die erzieherischen, sozialen und 
fürsorgerischen Aspekte zur Geltung bringen.81    
Die JGH wirkt im Rahmen dieser Persönlichkeitsforschung im Umfang des 
§ 43 Abs. 1 JGG bei den Ermittlungen der StA mit. Es ist danach ihre Auf-
gabe, die Lebens- und Familienverhältnisse, den Werdegang und weitere 
Umstände zu erforschen, die StA und Jugendrichter später helfen können, 
die Person und Eigenart des jungen Menschen einzuschätzen und dieses 
Wissen in ihren Entscheidungen zu berücksichtigen.82/83  
 
Die JGH trägt die Ergebnisse ihrer Persönlichkeitsforschung schließlich in 
einem Bericht zusammen und reicht diesen dann an die StA oder das 
Gericht weiter.84 
In diesem Bericht führt sie zunächst die von ihr erhobenen Tatsachen zur 
Persönlichkeit, der Lebenslage, der persönlichen und familiären Situation, 
dem sozialen Umfeld, Freundeskreis, der schulischen/ beruflichen/ finan-
ziellen Laufbahn und der persönlichen Einstellung und Einschätzung des 
Beschuldigten zum Tatvorwurf selbst, auf.  
                                                          
81
 Vgl. § 38 Abs. 2 S. 1 und 2 JGG 
82
 Vgl. Laubenthal, Jugendgerichtshilfe im Strafverfahren, 1993, S. 63 f. 
83
 Vgl. Rössner, in Meier/Rössner/Trüg/Wulf (Hrsg.), JGG, Kommentar, 2014, S. 382 f. 
84
 Vgl. Laubenthal, Jugendgerichtshilfe im Strafverfahren, 1993, S. 91. 
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An die ermittelten Tatsachen und Angaben sollen dann aber auch fach-
liche Bewertungen, Prognosen und Einschätzungen hinsichtlich der der-
zeitigen und weiteren Entwicklung des jungen Menschen anschließen. 
Hierzu gehören insbesondere eine Bewertung zur strafrechtlichen Verant-
wortung gemäß § 3 JGG bei Jugendlichen und gegebenenfalls eine Stell-
ungnahme zur Anwendung des Jugendstrafrechts auf Heranwachsende 
nach § 105 JGG.85  
Generell soll sich der Bericht nicht nur auf die Vergangenheit beziehen 
und auf gar keinen Fall nur die Defizite und Fehler in der Persönlichkeits-
entwicklung des jungen Menschen darstellen. Vielmehr soll der Schwer-
punkt in der Beschreibung der Ressourcen und Fähigkeiten des jungen 
Menschen liegen.86 „Mit dieser Sichtweise können dann auch die Leis-
tungsangebote der JH zur Stärkung der vorhandenen Fähigkeiten und als 
Alternativen zu den Sanktionen des JGG plausibel gemacht werden.“87 
 
Abschließend soll sich die JGH im Bericht zu möglichen Maßnahmen äu-
ßern. Sie soll eine Vorgabe dazu machen, welche Maßnahmen aus ihrer 
Sicht am sinnvollsten und geeignetsten wären. Dadurch wird der JGH aber 
keinesfalls der „schwarze Peter“ oder gar die Entscheidung über die fest-
zulegenden Sanktionen zugeschoben. 88/89 Sie erhält vielmehr die Chance 
und Möglichkeit, die sozialpädagogischen Überlegungen und Grundsätze 
der JH in den Vordergrund zu rücken und als Kontra zur rein strafju-
ristischen Betrachtung in die Entscheidung der StA oder des Richters 
miteinfließen zu lassen. Die JGH soll sich deshalb auch nicht nur zu den 
im JGG vorgesehen Sanktionen wie Erziehungsmaßregeln, Zuchtmitteln 
oder der Jugendstrafe, sondern hauptsächlich auch zu den Einstellungs-
möglichkeiten der Diversion nach §§ 45, 47 JGG äußern und auf diese 
hinwirken.90  
                                                          
85
 Vgl. KVJS, Mitwirkung des Jugendamtes in Verfahren nach dem JGG, Anlage 4, S. 21. 
86
 Vgl. Riekenbrauk, in Kunkel (Hrsg.), SGB VIII, Lehr- und Praxiskommentar, 2014,  S. 662.  
87
 Riekenbrauk, in Kunkel (Hrsg.), SGB VIII, Lehr- und Praxiskommentar, 2014, S. 662.  
88
 Vgl. § 38 Abs. 2 S. 2 HS.2 JGG 
89
 Vgl. Laubenthal, Jugendgerichtshilfe im Strafverfahren, 1993, S. 94 ff. 
90
 Vgl. Riekenbrauk, in Kunkel (Hrsg.), SGB VIII, Lehr- und Praxiskommentar, 2014, S. 663. 
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Grundlage und wichtigste Quelle für den Bericht sind persönliche Ge-
spräche mit dem jungen Beschuldigten selbst.91 Die JGH ist dabei dazu 
verpflichtet, den jungen Menschen beim Erstgespräch über ihre Funktion 
aufzuklären, ihn über die Verwertung seiner Angaben zu belehren und ihn 
auch auf sein Aussageverweigerungsrecht hinzuweisen.92 Die Ergebnisse 
der Ermittlungen und der Umfang des Berichts hängen allgemein also zum 
Großteil auch von der Mitwirkungsbereitschaft des jungen Täters ab.93 
Weitere Erkenntnisse sollen sich für die JGH nach § 43 Abs. 2 S.2 JGG 
zudem aus Gesprächen mit den Erziehungsberechtigten, Lehrern, Aus-
bildern, weiteren Bezugspersonen oder der Heranziehung schriftlicher Un-
terlagen, wie z.B. Akten des Jugendamtes, ergeben.94  
 
Die JGH arbeitet im Rahmen ihrer Ermittlungen komplett unabhängig und 
selbstständig.95 Sie nimmt somit folglich erst durch die Berichterstattung 
an die StA und das Gericht ganz konkret und direkt am Jugendstrafver-
fahren teil.  
 
Der Bericht gelangt im Normalfall vor der Verhandlung zu den Akten bei 
Gericht und kann somit schon bei den Vorbereitungen vom Jugendrichter 
berücksichtigt werden.96 Die eigentliche Berichterstattung erfolgt dann in 
der Regel mündlich in der Hauptverhandlung.97 Im Rahmen einer formlo-
sen Anhörung nach § 50 Abs. 3 S. 2 JGG trägt die JGH dort die Ergeb-
nisse ihrer Nachforschungen und ihre Einschätzung zu den zu ergreifen-
den Maßnahmen anhand des Berichtes vor.98  
Doch auch im Vorverfahren kann dem Ermittlungsbericht der JGH schon 
eine bedeutende Rolle zukommen: So ist er zum Beispiel bei den staats-
                                                          
91
 Vgl. Laubenthal, Jugendgerichtshilfe im Strafverfahren, 1993, S. 65. 
92
 Vgl. Rössner, in Meier/Rössner/Trüg/Wulf (Hrsg.), JGG, Kommentar, 2014, S. 382. 
93
 Vgl. KVJS, Mitwirkung des Jugendamtes in Verfahren nach dem JGG, Anlage 4, S. 21. 
94
 Vgl, Laubenthal, Jugendgerichtshilfe im Strafverfahren, 1993, S. 65 f. 
95
 Vgl. Rössner, in Meier/Rössner/Trüg/Wulf (Hrsg.), JGG, Kommentar, 2014, S. 382. 
96
 Vgl. Experteninterview mit Hr. Benz (Jugendrichter), Anlage 8, S. 4.  
97
 Vgl. Riekenbrauk, in Kunkel (Hrsg.), SGB VIII, Lehr- und Praxiskommentar, 2014, S.662.  
98
 Vgl. Laubenthal, Jugendgerichtshilfe im Strafverfahren, 1993, S. 119 f. 
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anwaltlichen Diversionsentscheidungen nach § 45 JGG oder in Haftsach-
en nach §§ 72 f JGG eine unersetzbare Entscheidungshilfe.99 
In der Praxis sieht es dabei sogar oft so aus, dass die StA telefonisch 
Kontakt zur JGH aufnimmt und sich dort einen Rat einholt. Hierbei geht es 
z.B. um die Einschätzung, ob der junge Mensch inzwischen Hilfe annimmt, 
oder ob vielleicht sogar weitere Straftaten zu befürchten sind. Die StA 
lässt diese Meinung und Hinweise der JGH dann in ihre Entscheidung ein-
fließen. Damit solche Absprachen möglich sind, ist es allerdings sehr wich-
tig, dass die StA „ihre Jugendgerichtshelfer“ persönlich kennt und diese 
schnell kontaktieren kann.100 
 
 
4.3.2 Leistungsprüfung nach § 52 Abs.2 SGB VIII 
 
Eine weitere Aufgabe der JGH ist die Leistungsprüfung nach § 52 Abs.2 
SGB VIII: 
Wird die JGH über einen Straftatvorwurf gegen einen Jugendlichen oder 
Heranwachsenden informiert, so soll sie diesen Vorwurf zum Anlass neh-
men, um zu prüfen, ob der junge Beschuldigte in seiner derzeitigen Situa-
tion unterstützt werden kann und welche Leistungen der JH dafür am bes-
ten geeignet sind.101 Sie soll dabei die gesamte Palette der Jugendhilfe-
leistungen (Jugendsozialarbeit, Jugendarbeit, Hilfen zur Erziehung, För-
derung der Erziehung in der Familie usw.) berücksichtigen.102 Liegt ein 
Hilfebedarf vor, dann vermittelt sie den jungen Menschen an die ent-
sprechenden Leistungen und leitet dadurch einen Hilfeprozess ein.103  
Diese Leistungsprüfung soll nach § 52 Abs. 2 S.1 SGB VII möglichst „früh-
zeitig“ von der JGH durchgeführt werden. Dadurch soll erreicht werden, 
dass die jungen Menschen in ihrer Situation so schnell wie möglich betreut 
werden können, da sie in ihrer Entwicklungsphase oft auch zu emotional-
                                                          
99
 Vgl. Riekenbrauk, in Kunkel (Hrsg.), SGB VIII, Lehr- und Praxiskommentar, 2014, S. 662. 
100
 Vgl. Experteninterview mit Fr. Wilmsmann (Jugendstaatsanwältin), Anlage 7, S. 3 ff. 
101
 Vgl. Rössner, in Meier/Rössner/Trüg/Wulf (Hrsg.), JGG, Kommentar, 2014, S. 381. 
102
 Vgl. KVJS, Mitwirkung des Jugendamtes in Verfahren nach dem JGG, Anlage 4, S. 18. 
103
 Vgl. KVJS, Mitwirkung des Jugendamtes in Verfahren nach dem JGG, Anlage 4, S. 5.  
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en „Kurzschlusshandlungen“ neigen (z.B. Abbrechen der schulischen Aus-
bildung, Aufgabe des Arbeitsplatzes).104 Durch eine schnelle Betreuung 
und Hilfeleistung möchte man zudem weiteren möglichen Straftaten des 
Beschuldigten zuvor kommen.105  
Konnten geeignete Leistungen der JH gewährt und vermittelt werden, 
dann informiert die JGH nach § 52 Abs. 2 S. 2 SGB VIII umgehend die 
StA oder das Gericht über diesen eingeleiteten Hilfeprozess. Dabei sollte 
die JGH zunächst den bisherigen Entwicklungs- und Erziehungsverlauf 
aufzeigen und anschließend die möglichen weiteren Schritte und Hilfe-
perspektiven des jungen Menschen im Rahmen der JH oder auch in Zu-
sammenarbeit mit den Erziehungsberechtigten zur Geltung bringen.106 
Durch diese Berichterstattung kann dann von StA oder Gericht geprüft 
werden, ob durch den bereits eingeleiteten Hilfeprozess im Rahmen der 
Diversion von einer weiteren Verfolgung der Straftat abgesehen (§ 45 
JGG) oder das Verfahren eingestellt (§ 47 JGG) werden kann. Vor allem 
auch aus diesem Grund ist es sehr wichtig, dass die Jugendgerichtshilfe 
„frühzeitig“ in Betracht kommende Hilfeleistungen prüft, den Hilfeprozess 
einleitet und die Justiz entsprechend informiert. 107 
Während der Leistungsprüfung arbeitet die JH komplett eigenständig nach 
den Vorgaben des Jugendhilferechts und ihren eigenen fachlichen Stand-
ards.108 Erst durch die Berichterstattung über die eingeleiteten Hilfen 
nimmt sie wieder aktiv am Jugendstrafverfahren teil und kann dadurch so-






                                                          
104
 Vgl. Küppers, in Schleicher (Hrsg.), Jugend- und Familienrecht, 2014, S. 180 f. 
105
 Vgl. Rössner, in Meier/Rössner/Trüg/Wulf (Hrsg.), JGG, Kommentar, 2014, S. 381. 
106
 Vgl. KVJS, Mitwirkung des Jugendamtes in Verfahren nach dem JGG, Anlage 4, S. 16. 
107
 Vgl. KVJS, Mitwirkung des Jugendamtes in Verfahren nach dem JGG, Anlage 4, S. 19. 
108
 Vgl. Rössner, in Meier/Rössner/Trüg/Wulf (Hrsg.), JGG, Kommentar, 2014, S. 381. 
109





Die Überwachungstätigkeit der JGH steht im Zusammenhang mit den Wei-
sungen und Auflagen, die der junge Täter zu erfüllen hat. Diese Weisung-
en und Auflagen können dem jungen Menschen entweder von der StA 
durch Beschluss im Rahmen der Diversion (§§ 45, 47 JGG) oder vom Ju-
gendrichter durch Urteil auferlegt werden. Weisungen und Auflagen sind 
somit Maßnahmen der Justiz, die gleichzeitig Überwachungs- und Kon-
trollaufgaben für die Jugendgerichtshilfe enthalten.110 
 
Zunächst muss die JGH nach § 38 Abs. 3 S.3 1. HS aber stets vor jeder 
Weisungserteilung angehört werden, denn durch ihre Ermittlungstätigkeit 
steht die JGH in der Regel im direkten Kontakt zu dem jungen Straftäter 
und seiner Familie. Sie weiß über seine derzeitige Lebenssituation und 
mögliche Ursachen seiner Straffälligkeit Bescheid111 und kann anhand die-
ser Kenntnisse und ihrer pädagogischen Ausbildung besser als StA und 
der Jugendrichter beurteilen, welche Weisungen und Auflagen im Einzel-
fall zweckmäßig, geeignet und auch realisierbar sind.112  
Bei persönlichen Ermittlungs- und Betreuungsgesprächen kann die JGH 
zudem schon vor der Gerichtsverhandlung oder der staatsanwaltlichen 
Entscheidung mit dem jungen Beschuldigten besprechen, welche Wei-
sungen und Auflagen in Frage kommen könnten und dabei seine Einsicht 
und Bereitschaft zur Mitarbeit abklären.  
Im Rahmen der Anhörung nach § 38 Abs. 3 S.3 1. HS hat sie dann 
schließlich die Möglichkeit, sich anhand ihrer gewonnenen Einschätzung 
zu den geplanten Weisungen und Auflagen zu äußern und auch eigene, 
individuell ausgearbeitete Vorschläge zu unterbreiten. 113  
 
Die eigentliche Überwachungstätigkeit der Jugendgerichtshilfe ergibt 
                                                          
110
 Vgl. KVJS, Mitwirkung des Jugendamtes in Verfahren nach dem JGG, Anlage 4, S. 23.  
111
 Vgl. Verǁeis auf Kapitel „ϰ.ϯ.ϭ ErŵittluŶgshilfe“ 
112
 Vgl. Laubenthal, Jugendgerichtshilfe im Strafverfahren, 1993, S. 162. 
113
 Vgl. KVJS, Mitwirkung des Jugendamtes in Verfahren nach dem JGG, Anlage 4, S. 23 f. 
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sich dann schließlich aus § 38 Abs. 2 S.5 JGG.  
Wird der Jugendliche oder Heranwachsende nämlich von keinem Bewähr-
ungshelfer begleitet, so ist es nach dieser Vorschrift automatisch die Auf-
gabe der JGH, darüber zu wachen, dass der junge Straftäter den auferleg-
ten Weisungen und Auflagen nachkommt. Kommt der junge Mensch den 
Weisungen und Auflagen allerdings in untragbarem Ausmaß nicht nach, 
dann muss die JGH den Richter bzw. die StA darüber informieren.114 
Damit der JGH im Rahmen ihrer Kontrollaufgabe aber dennoch ein päda-
gogischer Spielraum bleibt, müssen erst „erhebliche Zuwiderhandlungen“ 
gemeldet werden. Dadurch erhält die JGH die Möglichkeit, das Fehlver-
halten zunächst selbst pädagogisch mit dem jungen Straftäter aufzuarbei-
ten und darauf hinzuwirken, dass er die Erfüllung der Weisungen und 
Auflagen wieder regelmäßig aufnimmt.115  
In der Praxis werden im Rahmen dieser Überwachungstätigkeit kurze 
Wege und Absprachen zwischen dem Jugendrichter und der JGH als sehr 
wichtig angesehen. Beide Institutionen müssen sich unbedingt rasch ge-
genseitig kontaktieren können, wenn schnell etwas geschehen muss.116   
 
 
4.3.4 Allgemeine Betreuungstätigkeit 
 
Die JGH ist im Rahmen der sozialen Arbeit ein Spezialdienst im Jugend-
amt.117 Deshalb zieht sich eine allgemeine Betreuungstätigkeit wie ein ro-
ter Faden durch alle ihre Aufgaben. Diese allgemeine Pflicht zur Betreu-
ung, Begleitung und Beratung der jungen Beschuldigten ergibt sich aus 
den Vorschriften in § 52 Abs. 3 SGB VIII und § 38 Abs. 2 S. 9 JGG:118 
 
Die JGH soll den jungen Beschuldigten nach § 52 Abs. 3 JGG über das 
gesamte Strafverfahren hinweg betreuen. Es soll eine grundsätzliche Be-
                                                          
114
 Vgl. § 38 Abs. 2 S. 5 und 6 JGG 
115
 Vgl. Rössner, in Meier/Rössner/Trüg/Wulf (Hrsg.), JGG, Kommentar, 2014, S. 384.  
116
 Vgl. Experteninterview mit Hr. Benz (Jugendrichter), Anlage 8, S. 6. 
117
 Vgl. Kapitel „ϯ.Ϯ.Ϯ OrgaŶisatioŶ uŶd FaĐhkräfte“ 
118
 Vgl. Riekenbrauk, in Kunkel (Hrsg.), SGB VIII, Lehr- und Praxiskommentar, 2014, S. 666.  
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treuungskontinuität gewährleistet sein.119 Die Pflicht zur Betreuung er-
streckt sich daher auch nicht nur bis zum und über das gerichtliche Ver-
fahren hinweg, sondern auch auf die Zeit danach. So ist die JGH dazu 
verpflichtet, den jungen Menschen auch während dem Vollzug stationärer 
Maßnahmen, wie Arrest oder Jugendstrafe, zu betreuen und ihn an-
schließend auch bei der Wiedereingliederung in die Gesellschaft zu unter-
stützen.120 
  
Um ihrer allgemeinen Betreuungsaufgabe gerecht zu werden, nimmt die 
JGH Kontakt zu den jungen Beschuldigten auf und wendet in persönlichen 
Gesprächen unterschiedliche, methodische Arbeitsweisen zur Begleitung 
und Beratung an. So können in diesen Gesprächen Ziele, Aufgaben, Be-
fugnisse und Vorgehensweisen besprochen werden, die dem jungen Men-
schen dabei helfen sollen, das Strafverfahren zu durchlaufen und an-
schließend wieder auf den richtigen Weg zu kommen.121 Die jungen Men-
schen sollen dabei unterstützt werden, sich wieder geordnete Rahmenbe-
dingungen aufzubauen (Ausbildungs-/ Arbeitsplatzsuche, Wiedereinglie-
derung in die Schule, Vermittlung von Wohnraum etc.).122  
In den gemeinsamen Gesprächen sollen die Jugendlichen und Heran-
wachsenden auf unterschiedliche Hilfs- und Mitwirkungsmöglichkeiten hin-
gewiesen und dazu motiviert werden, sich mit diesen Chancen auseinan-
der zu setzen und sich aktiv daran zu beteiligen. Dabei werden auch die 
Erziehungsberechtigten in angemessenem und notwendigem Umfang von 
der JGH in den Betreuungs- und Beratungsprozess mit einbezogen. 123 
 
Besonders im Rahmen der Hauptverhandlung vor Gericht ist es notwen-
dig, dass die JGH verstärkt in ihrer betreuenden Funktion tätig wird. Sie 
soll den jungen Beschuldigten durch Gespräche auf die Hauptverhandlung 
vorbereiten, in dem sie unter anderem den Ermittlungsbericht, die in Be-
                                                          
119
 Vgl. KVJS, Mitwirkung des Jugendamtes in Verfahren nach dem JGG, Anlage 4, S. 18 f.  
120
 Vgl. Riekenbrauk, in Kunkel (Hrsg.), SGB VIII, Lehr- und Praxiskommentar, 2014, S.670. 
121
 Vgl. KVJS, Mitwirkung des Jugendamtes in Verfahren nach dem JGG, Anlage 4, S. 18 f. 
122
 Vgl. Riekenbrauk, in Kunkel (Hrsg.), SGB VIII, Lehr- und Praxiskommentar, 2014, S.667.  
123
 Vgl. KVJS, Mitwirkung des Jugendamtes in Verfahren nach dem JGG, Anlage 4, S.19. 
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tracht kommenden Maßnahmen und auch den formalen Ablauf der Ver-
handlung mit ihm bespricht. Dadurch soll möglichen Ängsten und nega-
tiven Auswirkungen des Hauptverfahrens auf den Betroffenen entgegen 
gewirkt werden.124  
Damit die Betreuung auch während der Verhandlung gesichert ist, wird 
der JGH in § 50 Abs. 3 S. 1 ein Anwesenheits- und in § 50 Abs.3 S.2 JGG 
ein Äußerungsrecht in der Hauptverhandlung zugesprochen Demnach 
sind StA und Gericht dazu verpflichtet, der JGH Ort und Zeit der Verhand-
lung mitzuteilen und ihr in der Verhandlung auf Verlangen das Wort zu er-
teilen. Durch diese betreuende und mitwirkende Tätigkeit in der Hauptver-
handlung ist die JGH wieder direkt am Jugendstrafverfahren beteiligt. 
 
Allgemein ist die JGH durch ihr Anwesenheits- und Anhörungsrecht aber 
dennoch nicht zur Teilnahme an der Hauptverhandlung verpflichtet. An-
hand pädagogischer Gesichtspunkte bestimmt sie grundsätzlich selbst 
über Art und Umfang ihrer justiziellen Tätigkeit und darüber, in welchem 
Maß Betreuungstätigkeiten im Einzelfall erforderlich sind.125 Sie sollte 
allerdings einen gewissen Schwerpunkt auf die Betreuung der sog. In-
tensiv- oder Mehrfachtäter legen. „Dabei handelt es sich etwa um ca. 5 % 
der ermittelten jugendlichen Tatverdächtigen, auf die rund ein Viertel der 
Delikte bei Straßenraub und Kraftwagendiebstahl und fast die Hälfte der 




4.4 Beteiligung anderer Institutionen 
 
4.4.1  Polizei 
 
Die Aufgaben der Polizei teilen sich insgesamt in zwei große Aufgabenge- 
                                                          
124
 Vgl. Laubenthal, Jugendgerichtshilfe im Strafverfahren, 1993, S. 106. 
125
 Vgl. Laubenthal, Jugendgerichtshilfe im Strafverfahren, 1993, S.110 ff. 
126
 Riekenbrauk, in Kunkel (Hrsg.), SGB VIII, Lehr- und Praxiskommentar, 2014,  S. 666. 
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biete: Die Gefahrenabwehr und die Strafverfolgung. Im Rahmen der Ge-
fahrenabwehr nimmt die Polizei präventive (= strafverhütende) Aufgaben 
wahr. Sie wird tätig, bevor etwas passiert und versucht dadurch erwartete 
Gefahren für die öffentliche Sicherheit abzuwehren. Im Rahmen der Straf-
verfolgung nimmt die Polizei repressive (= strafverfolgende) Aufgaben 
wahr. In diesem Fall ist schon ein Schadensfall eingetreten.127 Liegt dabei 
eine Straftat vor, die von staatlicher Seite aus verfolgt werden muss, dann 
führt die Polizei im Rahmen der Strafverfolgung die erforderlichen Ermitt-
lungen zur Tataufklärung durch. In dieser Weise ist die Polizei auch am 
Jugendstrafverfahren beteiligt.128 
Nach § 163 Abs. 1 StPO wird die Polizei dabei allgemein gesetzlich dazu 
verpflichtet, von sich aus Ermittlungen aufzunehmen, wenn ihr der An-
fangsverdacht eines strafbaren Verhaltens bekannt wird.129 Die Polizei ist 
dabei als „verlängerter Arm“ und Ermittlungsorgan der StA tätig, die das 
gesamte Ermittlungsverfahren anleitet.130  
 
In der Praxis sieht es allerdings so aus, dass die Polizei die Ermittlungen 
oft komplett eigenständig durchführt.131 Das hängt natürlich auch von der 
Art und Schwere des Delikts und dem zeitlichen und organisatorischen 
Umfang der Ermittlungsarbeiten ab. In diesen Fällen fertigt die Polizei an-
schließend eine Strafanzeige an und reicht diese in Form einer Verfah-
rensakte abschlussreif an die StA weiter. Bei umfangreicheren und auf-
wändigeren Ermittlungen wird die StA in der Regel schon früher informiert, 
vor allem dann, wenn im Rahmen der Ermittlungen Entscheidungen der 
StA notwendig sind. So müssen z.B. geplante Wohnungsdurchsuchungen 
oder Inhaftnahmen über die StA bei Gericht beantragt und dort mittels Be-
schluss genehmigt werden. Erst dann darf die Polizei diese Maßnahmen 
durchführen. Die Polizei darf aber dennoch viele Ermittlungstätigkeiten 
                                                          
127
 Vgl. Denninger, in Lisken/Denninger, Handbuch des Polizeirechts, 2012, S. 252 f. 
128
 Vgl. Experteninterview mit Hr. Fahrbach (Jugendsachbearbeiter Polizei), Anlage 6, S. 1. 
129
 Vgl. Frister, in Lisken/Denninger, Handbuch des Polizeirechts, 2012, S. 612. 
130
 Vgl. Joecks, Strafprozessordnung, Studienkommentar, 2011, S. 415. 
131
 Vgl. Frister, in Lisken/Denninger, Handbuch des Polizeirechts, 2012, S. 612. 
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selbstständig durchführen. Hierzu gehören u.a. die Zeugen- Beschuldig-
ten- und Geschädigtenvernehmungen.132  
Insoweit unterscheidet sich die Ermittlungstätigkeit der Polizei im Jugend-
strafrecht zunächst nicht zu derjenigen im Erwachsenenstrafrecht. Das än-
dert sich allerdings durch verschiedene gesetzliche Regelungen, Dienst-
verordnungen (z.B. Polizeidienstvorschrift 382 „Bearbeitung von Jugend-
sachen“) und Richtlinien (Diversionsrichtlinien des Landes BW vom 
13.12.2011), die im gesamten Verfahren gegen einen Jugendlichen bzw. 
Heranwachsenden zusätzlich von der Polizei beachtet und berücksichtigt 
werden müssen.133 Aus § 67 JGG ergibt sich für die Polizei z.B. die Pflicht, 
dass nicht nur der minderjährige Beschuldigte, sondern auch dessen Er-
ziehungsberechtigten vor Vernehmungen belehrt und informiert werden 
müssen. Die Erziehungsberechtigten sollen dadurch in die Entscheidung 
miteinbezogen werden, ob der Jugendliche überhaupt aussagen soll oder 
nicht. 
Die konkrete Zusammenarbeit zwischen Polizei und JGH ergibt sich daher 
aus der Pflicht für StA und Polizei, die JGH so früh wie möglich ins Ver-
fahren mit einzubeziehen. Je nach interner Regelung kann diese Informa-
tionspflicht sogar komplett auf die Polizei übertragen werden. So wurde im 
Landkreis FDS z.B. vereinbart, dass die Polizei immer direkt ein Akten-
doppel an die JGH schickt. Die Polizei steht der JGH zudem als wichtiger 






Auch im Jugendstrafverfahren ist die StA vor allem durch ihre Aufgaben 
im sog. Vorverfahren beteiligt. Als „Herrin des Vorverfahrens“ führt die StA 
                                                          
132
 Vgl. Experteninterview mit Hr. Fahrbach (Jugendsachbearbeiter Polizei), Anlage 6, S. 2. 
133
 Vgl. Czerner/Habetha, in Meier/Rössner/Trüg/Wulf (Hrsg.), JGG, Kommentar, 2014, S. 432. 
134
 Vgl. Experteninterview mit Hr. Fahrbach (Jugendsachbearbeiter Polizei), Anlage 6, S. 3.  
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auch dort die allgemeinen Ermittlungen an.135 Sie entscheidet darüber, ob 
und in welcher Weise Ermittlungen durchgeführt werden, um Straftaten 
und Straftäter aufzuklären.136 Dabei gelten die allgemeinen Ermittlungs-
grundsätze der StPO nach den §§ 152, 160 ff. Diese allgemeinen Regel-
ungen werden im Jugendstrafverfahren aber durch den § 43 JGG ergänzt. 
Entsprechend dem Erziehungsgedanken soll die StA nach dieser Vor-
schrift auch die Persönlichkeit des jungen Beschuldigten, sein Umfeld und 
die Umstände, die zur Tat geführt haben, erforschen und im weiteren Vor-
gehen und bei ihrer Entscheidung berücksichtigen.137  
Die StA wird im Rahmen ihrer Ermittlungen von der Polizei (Tatsachen-
ermittlung) und der JGH (Persönlichkeitserforschung) als Ermittlungsorga-
ne unterstützt.138  
 
Sind die Ermittlungen abgeschlossen, dann hat die StA im nächsten 
Schritt zu entscheiden, wie das Verfahren abzuschließen ist. Sie beschäf-
tigt sich dabei mit den Fragen: „Einstellung, ja oder nein?“ und „Anklage, 
ja oder nein?“.139 Wie unter Kapitel 4.2 bereits genauer erläutert, hat die 
StA dabei mehrere Möglichkeiten:  
Einstellung nach allgemeinen Regelungen der StPO (z.B. § 170 Abs. 2 
StPO), Einstellung im Rahmen der Diversion (§ 45, 47 JGG), Antrag auf 
Vereinfachtes Verfahren (§ 76 JGG) oder Anklage (§ 170 Abs. 1 StPO) bei 
Gericht.  
 
Tritt schließlich der Fall ein, dass im Rahmen einer Hauptverhandlung vom 
Jugendrichter entschieden werden muss, welche Konsequenzen nun auf 
die vorliegenden Straftaten folgen sollen, dann ist es eine weitere Aufgabe 
der StA, das Verfahren vor Gericht zu begleiten. Sie nimmt an der Haupt-
                                                          
135
 Vgl. Czerner/Habetha, in Meier/Rössner/Trüg/Wulf (Hrsg.), JGG, Kommentar, 2014, S. 431. 
136
 Vgl. Frister, in Lisken/Denninger (Hrsg.), Handbuch des Polizeirechts, 2012, S. 611. 
137
 Vgl. Czerner/Habetha, in Meier/Rössner/Trüg/Wulf (Hrsg.), JGG, Kommentar, 2014,  S. 431 f.  
138
 Vgl. Kapitel „ϰ.ϯ.ϭ ErŵittluŶgstätigkeit“ ;der JGHͿ uŶd „ϰ.ϰ.ϭ Polzei“ 
139
 Vgl. Experteninterview mit Fr. Wilmsmann (Jugendstaatsanwältin), Anlage 7, S. 1.  
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verhandlung teil, vertritt dort die Anklage und hält auch entsprechend das 





Sieht die StA keinen Weg, ein Verfahren im Rahmen ihrer Möglichkeiten 
einzustellen und somit abzuschließen, dann gibt sie die Entscheidung da-
rüber, wie die Straftat zu verfolgen und bestrafen ist, an den Jugendrich-
ter ab. Dazu erhebt sie Antrag oder Klage bei Gericht.141  
Mit der Klageerhebung geht die Leitung und Verfahrensherrschaft schließ-
lich auf den Jugendrichter über.142 Dieser entscheidet dann im Vereinfach-
ten Verfahren (§ 76 JGG) oder in einer Hauptverhandlung darüber, ob aus 
erzieherischen Gründen eine Maßnahme oder strafrechtliche Sanktion des 
JGG notwendig ist und setzt anschließend ein entsprechendes Urteil 
fest.143 Die einzelnen Maßnahmen und Möglichkeiten, die sich dem 
Jugendrichter im Rahmen dieser beiden Verfahren bieten, wurden bereits 
in Kapitel 4.2 aufgeführt.  
Anders als im Erwachsenenstrafrecht gibt der Jugendrichter die Vollstreck-
ung der Maßnahmen und Sanktionen dann aber nicht an die StA ab.144 Er 





Wie im Erwachsenenstrafrecht, gibt es auch im Jugendstrafrecht Möglich-
keiten der Bewährung. Diese ergeben sich bei der Verhängung einer Ju-
gendstrafe (§§ 21 ff. JGG), dem Schuldspruch ohne Strafe (§§ 27 ff. JGG) 
                                                          
140
 Vgl. Experteninterview mit Fr. Wilmsmann (Jugendstaatsanwältin), Anlage 7, S. 1. 
141
 Vgl. Experteninterview mit Fr. Wilmsmann (Jugendstaatsanwältin), Anlage 7, S. 3.  
142
 Vgl. Frister, in Lisken/Denninger (Hrsg.), Handbuch des Polizeirechts, 2012, S. 611. 
143




und bei der möglichen Aussetzung einer schon zum Teil erbrachten Ju-
gendstrafe (§ 88 JGG).145  
Die Bewährungszeit ist für den jungen Verurteilten dabei in der Regel mit 
zu erfüllenden Weisungen oder Auflagen verbunden, die ihm nach § 23 
Abs. 1 S. 1 und 2 JGG vom Jugendrichter im Bewährungsbeschluss aufer-
legt werden. Durch diese Verpflichtungen soll der junge Mensch zum ei-
nen bei der Bewältigung seiner Probleme und Defizite unterstützt und zum 
anderen ein Ausgleich zur vermiedenen Strafe geschaffen werden.146 Als 
mögliche Weisungen und Auflagen wären bspw. die Verpflichtung zu re-
gelmäßigen Urinkontrollen bei Drogendelikten, die Anordnung gemein-
nütziger Arbeit oder die Teilnahme an Terminen bei der psychologischen 
Beratungsstelle zu nennen.  
Steht der junge Straftäter die Bewährungszeit schließlich mit positivem 
Verhalten durch, indem er den Weisungen und Auflagen nachkommt und 
nicht erneut straffällig wird, dann bleibt ihm im Falle der §§ 21, 27 JGG die 
Jugendstrafe erspart und wird ihm im Falle des § 88 JGG der Rest der Ju-
gendstrafe erlassen. Er ist dann wieder ein unverschuldeter Bürger. 147 In 
allen drei Fällen soll dem jungen Menschen dabei vom Jugendrichter ein 
Betreuungshelfer zur Seite gestellt werden.148  
 
Für den Betreuungshelfer ergeben sich aus § 24 Abs. 3  JGG zwei Haupt-
aufgaben: Er soll dem jungen Straftäter betreuend und helfend beistehen 
(§ 24 Abs. 3 S. 1 JGG) und die Erfüllung der ihm auferlegten Weisungen 
und Auflagen überwachen (§ 24 Abs.3 S. 2 JGG).149 „Man spricht hierbei 
von einem „doppelten Mandat“.“150 
Auf der einen Seite steht die „helfende und betreuende“ Aufgabe. Der 
Bewährungshelfer soll dem jungen Menschen in der Bewährungszeit als 
beratender Ansprechpartner zur Seite stehen und ihn dabei unterstützen, 
                                                          
145
 Vgl. Laubenthal, Jugendgerichtshilfe im Strafverfahren, 1993, S. 171. 
146
 Vgl. Meier,  in Meier/Rössner/Trüg/Wulf (Hrsg.), JGG, Kommentar, 2014, S. 267. 
147
 Vgl. Experteninterview mit Hr. Gaus (Bewährungshelfer), Anlage 9, S. 2.  
148
 Vgl. hierzu § 24 Abs. 1 S. 1 JGG, § 29 S. 1 JGG und § 88 Abs. 6 S. 1 i.V.m. §24 Abs. 1 S. 1 JGG. 
149
 Vgl. Meier, in Meier/Rössner/Trüg/Wulf (Hrsg.), JGG, Kommentar, 2014, S. 274. 
150
 Experteninterview mit Hr. Gaus (Bewährungshelfer), Anlage 9, S. 1.  
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seine Weisungen und Auflagen zu erfüllen. Nach dem Grundsatz der „Hil-
fe zur Selbsthilfe“ sollen Defizite und Probleme mit dem jungen Menschen 
aufgearbeitet werden. Der Bewährungshelfer soll ihn ermutigen und da-
rauf hinwirken, selbst tätig zu werden.151 Es ist das Ziel der BewHi, mit 
dem Klienten nicht nur die Bewährungszeit zu überstehen, sondern ihm 
auch eine Prognose zu geben, die ihn dazu befähigt, auch in Zukunft nicht 
mehr straffällig zu werden. Diese Tätigkeit setzt ein Vertrauensverhältnis 
zum Klienten voraus.152   
Auf der anderen Seite steht die überwachende und kontrollierende Auf-
gabe. Die BewHi wird hier im Auftrag und als Hilfe für das Gericht tätig. 
Sie ist dadurch direkt ins Jugendstrafverfahren involviert. Es ist ihre Auf-
gabe, die Erfüllung der Weisungen und Auflagen zu überwachen (§ 24 
Abs. 3 S. 2 JGG), dem Gericht grobe Verstöße mitzuteilen und über die 
allgemeine Lebensführung des jungen Straftäters zu berichten (§ 25 
JGG). Der Jugendrichter kann im Rahmen dieser Pflicht jederzeit auf die 
Bewährungshilfe zurückgreifen und eine Bericht anfordern.  
Diese so gegensätzlichen Aufgaben führen oft zu einem beachtlichen 
Spannungsverhältnis, denn das für die Betreuung notwendige Vertrauens-
verhältnis zum Klienten kann durch die Überwachungs- und Berichtspflicht 
des Bewährungshelfers schnell schwer belastet oder gestört werden. 153 
 
Die Zusammenarbeit zwischen BewHi und JGH ist dabei in § 38 Abs. 2 S. 
8 JGG geregelt. Sie beinhaltet, unter der Beachtung datenschutzrecht-
licher Grenzen, einen Informationsaustausch dieser beider Institutionen.154 
So tritt die JGH schon im Ermittlungsverfahren mit dem jungen Straftäter, 
seiner Familie und seinem Umfeld in Kontakt. Bis zur Verhandlung führt 
sie die Anamnese durch, ermittelt Informationen über seine Lebenslage, 
Kindheit, Schule, besondere Vorkommnisse etc. und leistet eine gewisse 
Vorarbeit, indem sie ihren Ermittlungsbericht an das Gericht weiter gibt. 
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 Vgl. Meier, in Meier/Rössner/Trüg/Wulf (Hrsg.), JGG, Kommentar, 2014, S. 273 ff. 
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 Vgl. Experteninterview mit Hr. Gaus (Bewährungshelfer), Anlage 9, S. 1. 
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 Vgl. Meier, in Meier/Rössner/Trüg/Wulf (Hrsg.), JGG, Kommentar, 2014, S. 273 ff. 
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 Vgl. Laubenthal, Jugendgerichtshilfe im Strafverfahren, 1993, S. 171 ff. 
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Die Bewährungshilfe kommt erst dann ins Spiel, wenn der junge Be-
schuldigte beim Erstverfahren verurteilt wird. Die JGH stellt der BewHi 
dann ihr erarbeitetes Wissen zur Verfügung und tritt ab diesem Zeitpunkt 
eher in den Hintergrund: Nun ist die BewHi näher am Straftäter, seiner Fa-
milie und seinem Umfeld „dran“.  
Kommt es dann allerdings zu einem Zweitverfahren, so ist es sinnvoll, 
wenn JGH und BewHi sich austauschen, beraten und vielleicht sogar zu-
sammen überlegen können, welches weitere Vorgehen Sinn macht, denn 
schließlich muss die JGH im Zweitverfahren wieder einen Maßnahmenvor-
schlag bei Gericht vortragen. Damit dieser Austausch allerdings möglich 
ist, muss vom Beschuldigten eine sog. Schweigepflichtentbindung unter-
zeichnet werden.155 Die BewHi ist nämlich, außer dem Gericht, jedem 
gegenüber zur Verschwiegenheit verpflichtet.156  
 
 
4.5  Zusammenarbeit aller Institutionen  am Beispiel des  
Landkreises Freudenstadt 
 
Dieses Kapitel beinhaltet die Auswertung der im Zuständigkeitsbereich 
FDS geführten Experteninterviews (s. Anlagen 6 – 9).    
 
 
4.5.1  Wichtige Aspekte, Voraussetzungen und Effekte einer guten 
Zusammenarbeit 
 
Im Zuständigkeitsbereich Freudenstadt wird die Zusammenarbeit von all-
en am Jugendstrafverfahren beteiligten Institutionen als positiv und sehr 
gut beschrieben. Hakt man etwas genauer nach, so führen die dort befrag-
ten Mitarbeiter der Polizei und der Bewährungshilfe, die Jugendstaatsan-
                                                          
155
 Vgl. Experteninterview mit Hr. Gaus (Bewährungshelfer), Anlage 9, S. 3 ff.  
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 Vgl. Meier, in Meier/Rössner/Trüg/Wulf (Hrsg.), JGG, Kommentar, 2014, S. 276 f. 
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wältin und der Jugendrichter diese gute Zusammenarbeit auf verschiede-
ne Aspekte zurück: 
 
Über allem scheint dabei eine gute Kooperationsbereitschaft und Ver-
netzung der Institutionen miteinander zu stehen. Die Beteiligten halten 
diese beiden Aspekte für unheimlich wichtig, da nur so ein schneller, offe-
ner Austausch an Informationen und Meinungen möglich sei. Nur durch 
kurze Wege und einen schnellen Informationsfluss kann gemeinsam, 
schnell auf die Straftaten junger Menschen reagiert und das Jugendstraf-
verfahren zügig durchgeführt werden. Es geht hier allerdings nicht nur 
darum, schnell zu reagieren, sondern in Zusammenarbeit auch die aus 
erzieherischen Gründen geeignetste Maßnahme zu finden, um den Ju-
gendlichen wieder auf den richtigen Weg zu bringen.  
Die befragte Jugendstaatsanwältin und der befragte Jugendrichter weisen 
an dieser Stelle besonders auf den „guten und schnellen Draht“ zur JGH 
hin. Sie schätzen spontane, regelmäßige, telefonische und persönliche 
Absprachen mit der JGH als sehr wichtig ein, um sich einen Rat einholen 
und entsprechend dem Erziehungsgedanken richtig und schnell entschei-
den zu können.  
Aus Sicht der befragten Personen ist eine gute Kooperationsbereitschaft 
und Vernetzung allerdings nur dann möglich, wenn sich die einzelnen Be-
teiligten gegenseitig kennen, konkrete Ansprechpartner füreinander sind 
und ein gewisses Vertrauensverhältnis vorhanden ist. In diesem Zusam-
menhang spielen daher auch Arbeitskreise, runde Tische und Veranstal-
tungen der einzelnen Institutionen eine sehr große Rolle. Hier können sich 
die Beteiligten kennen lernen, persönliche Kontakte knüpfen und dadurch 
eine gute Zusammenarbeit aufbauen und pflegen. 
Neben dem bereits angesprochenen Vertrauen, spielen auch gegenseitige 
Verlässlichkeit, Wertschätzung, Akzeptanz und Respekt der Institutionen 
eine wichtige Rolle. Nur durch diese Werte ist ein gutes Arbeitsklima und 
Arbeitsverhältnis unter den beteiligten Personen möglich. Ein schlechtes 
Arbeitsverhältnis kann sich hingegen sogar negativ auf die Kooperations-
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bereitschaft und Vernetzung auswirken und somit das Jugendstrafverfah-
ren zeitlich ausbremsen.  
 
Wichtigster Effekt und wichtigstes Ziel einer guten Zusammenarbeit ist aus 
Sicht des befragten Jugendrichters dabei eine möglichst schnelle und, 
mittels geeigneter Maßnahmen, richtige Abwicklung des Jugendstrafver-
fahrens. Gerade bei jungen Menschen müsse noch ein Bezug zur Straftat 
vorhanden und gewährleistet sein, denn nach einem halben Jahr habe der 
Jugendliche bzw. Heranwachsende oft schon fast vergessen, was er ge-
macht habe. Damit der junge Mensch also erreicht und auch präventiv auf 
sein zukünftiges Verhalten hingewirkt werden kann, müssten rasch und 
erkennbar richtige Reaktionen auf sein straffälliges Verhalten folgen. Als 
Grundlage sei daher vor allem auch eine gute Zusammenarbeit zwischen 
Polizei und StA wichtig. Nur durch ein schnelles Ermittlungsverfahren 
könne gegebenenfalls auch zügig eine Verhandlung vor Gericht  folgen. 
 
 
4.5.2.  Mögliche Hindernisse für eine gute Zusammenarbeit 
 
Einer guten Zusammenarbeit der Institutionen können aus Sicht der Be-
fragten im Zuständigkeitsbereich Freudenstadt aber durchaus auch Hin-
dernisse im Weg stehen: 
 
Natürlich spielt dabei auch der Datenschutz eine Rolle. Hierbei sind StA 
und Gericht nach Angaben der Befragten aber eher weniger betroffen. 
Wirft man zu dieser Aussage einen Blick ins Gesetz, so lässt sich fest-
stellen, dass es der JGH nach § 62 Abs. 3 Nr. 2c SGB VIII erlaubt ist, die 
im Rahmen ihrer Ermittlungs- und Überwachungstätigkeit erforschten In-
formationen an die Justiz weiter zu geben.157 Auch für die BewHi ergibt 
sich aus § 25 S. 3,4 JGG das eindeutige Recht, aber auch die Pflicht, dem 
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 Vgl. Rössner, in Meier/Rössner/Trüg/Wulf (Hrsg.), JGG, Kommentar, 2014, S. 385. 
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Jugendrichter jegliche Informationen und Auskunft zu erteilen.158 Auf An-
fragen der StA darf die BewHi von sich aus zwar zunächst keine Auskunft 
geben, über den Jugendrichter können aber gegebenenfalls Informationen 
der BewHi an die StA weiter gegeben werden.159   
Erhebliche Hindernisse ergeben sich aber z.B. aus Sicht der Polizei: Im 
Rahmen der Tataufklärung geht es der Polizei nämlich auch darum, die 
Persönlichkeit und das soziale Umfeld des Beschuldigten bestmöglich zu 
erfassen. Dadurch kann sie die in den Vernehmungen getroffenen Aus-
sagen hinsichtlich ihrer Glaubwürdigkeit z.B. besser beurteilen. Im Ver-
gleich zur Polizei arbeiten andere Institutionen, wie bspw. die JGH oder 
BewHi, aber viel öfter, näher und dauerhafter mit den Beschuldigten zu-
sammen. Daher wäre es für die Polizei sehr hilfreich, wenn sie die eine 
oder andere Information von diesen Institutionen erhalten könnte. Dieser 
Austausch ist aufgrund datenschutzrechtlicher Bestimmungen aber nicht 
erlaubt.  
Auch aus Sicht des befragten Bewährungshelfers kann der Datenschutz 
ein nicht unbeachtliches Hindernis sein und vor allem auch die Zusam-
menarbeit mit der JGH einschränken. Die Bewährungshilfe ist nämlich, mit 
Ausnahme des Gerichts, gegenüber jeder anderen Institution zur Ver-
schwiegenheit verpflichtet.160 Vor allem im Zweitverfahren gegen einen 
jungen Straftäter, der bereits unter Bewährung steht, wäre ein Austausch 
und eine Beratung dieser beiden Institutionen aber durchaus sinnvoll, da 
die BewHi zu diesem Zeitpunkt enger mit dem jungen Menschen zusam-
menarbeitet und besser über seine Entwicklung und sein derzeitiges 
Verhalten Bescheid weiß, die JGH aber dennoch auch im Zweitverfahren 
einen Maßnahmenvorschlag bei Gericht unterbreiten muss.  
Es gibt allerdings eine Möglichkeit, das Hindernis „Datenschutz“  teilweise 
oder sogar ganz auszuschalten. Hierzu muss sich der junge Straftäter 
aber kooperationsbereit zeigen und dazu bereit sein, eine sog. Schweige-
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 Vgl. Meier, in Meier/Rössner/Trüg/Wulf (Hrsg.), JGG, Kommentar, 2014, S. 276. 
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 Vgl. Experteninterview mit Hr. Gaus (Bewährungshelfer), Anlage 9,  S. 5.  
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 Vgl. zur Verschwiegenheitspflicht der Bewährungshilfe: Meier, in Meier/Rössner/Trüg/Wulf 
     (Hrsg.), JGG, Kommentar, 2014, S. 276.  
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pflichtsentbindung zu unterzeichnen. Dadurch kann er die JGH, BewHi, 
Polizei, aber auch anderen Institutionen dazu berechtigen, sich gegen-
seitig auszutauschen, zu besprechen und zu beraten. Ist der junge Straf-
täter allerdings nicht kooperationsbereit, so sind den beteiligten Institutio-
nen in der Zusammenarbeit und im Austausch an Informationen durchaus 
die Hände gebunden. Der Datenschutz behindert dadurch nicht nur einen 
schnellen Ablauf des Jugendstrafverfahrens, sondern auch eine möglichst 
sinnvolle Betreuung des jungen Menschen, da wichtige Informationen und 
Erkenntnisse hierzu nicht zusammengetragen werden können.  
 
Doch auch für die von allen Befragten als unverzichtbar eingestufte Koo-
perationsbereitschaft und Vernetzung, können sich Hindernisse ergeben:  
Aus Sicht der befragten Jugendstaatsanwältin könnte eine gute Koopera-
tionsbereitschaft und Vernetzung vor allem in den Großstädten durch un-
übersichtliche Zuständigkeiten gehemmt werden. So sind im Zuständig-
keitsbereich Freudenstadt nur wenige Jugendsachbearbeiter bei der Poli-
zei, drei Jugendgerichtshelfer, eine Jugendstaatsanwältin und ein Jugend-
richter eingesetzt. Diese kennen sich alle persönlich und schätzen sich als 
konkrete und zuverlässige Ansprechpartner gegenseitig sehr.  
In Großstädten hingegen, erfordert eine größere Bevölkerungsanzahl weit-
aus mehr Personal in den einzelnen Positionen. Unter diesen Voraussetz-
ungen ist es folglich fast unmöglich, dass sich alle Beteiligten persönlich 
kennen. Um im Einzelfall den richtigen Ansprechpartner zu finden, müss-
en sich die Institutionen oftmals zuerst durchfragen. Dieser Aufwand wirke 
nach Aussage der befragten Jugendstaatsanwältin natürlich abschreck-
end.  
Als weiteres, mögliches Hindernis wurde auch eine häufige Fluktuation in 
den verschiedenen Positionen der beteiligten Institutionen angeführt. 
Durch wechselndes Personal müssen Kooperationsbereitschaft und Ver-
netzung folglich zuerst immer wieder neu geschaffen werden. Persönliche 
Kontakte, Vertrauen, Verlässlichkeit und gegenseitige Wertschätzung 
können nicht verordnet, sondern müssen generell von den Beteiligten ge-
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meinsam erarbeitet und gepflegt werden, so der befragte Bewährungs-
helfer. 
Aus den Angaben der Befragten im Zuständigkeitsbereich Freudenstadt 
lässt sich allgemein der Schluss ziehen, dass eine gute Kooperationsbe-
reitschaft und Vernetzung auf keinen Fall immer gewährleistet und  selbst-
verständlich sind. Diese Eigenschaften der Zusammenarbeit hängen imm-
er auch von der derzeitigen personellen Besetzung ab. Fehlender Wille 
und zu wenig Einsatz und Bereitschaft zur Kooperation einzelner Betei-
ligter können daher ein großes Hindernis sein und einer guten Zusammen-
arbeit erheblich im Wege stehen.  
 
 
4.5.3  Eingeschätzter Bedarf an Verbesserungen 
 
Die im Zuständigkeitsbereich FDS befragten Experten beschreiben die 
derzeitige Zusammenarbeit untereinander als durchweg positiv. Allgemein 
wird dabei die Meinung vertreten, dass aufgrund der sehr guten Koo-
perationsbereitschaft und der engen persönlichen Kontakte zueinander, 
sehr schnell und richtig auf die Straftaten junger Menschen im Bereich 
FDS reagiert werden kann und daher derzeit auch keine Verbesserungen 
der Zusammenarbeit notwendig sind – auch nicht hinsichtlich einer mög-
lichst schnellen und effektiven Bekämpfung von Jugendkriminalität. Die 
Befragten führen diesen Erfolg aber zum Großteil auch auf die derzeitige 
personelle Besetzung zurück und darauf, dass sich alle Beteiligten per-
sönlich kennen.  
Nur der befragte Experte der Polizei äußert im Interview die Überlegung, 
ob die derzeitige, gute Zusammenarbeit durch eine dem „Haus des Ju-
gendrechts“ ähnliche Organisation vielleicht sogar noch verbessert wer-
den könnte. Unter anderem deshalb, soll nun anschließend in Kapitel 5 
auf diese besondere Einrichtung mit ihren Vorteilen, Nachteilen und Chan-




5.  Das Haus des Jugendrechts 
 
5.1  Beschreibung der Institution 
 
Das „Haus des Jugendrechts“ (HdJR) ist eine Einrichtung, in der Polizei, 
StA und JGH zusammengeführt werden. Durch die Zusammenarbeit „un-
ter einem Dach“ sollen diese drei Institutionen im Jugendstrafverfahren 
enger kooperieren und dadurch schneller und in besserer Abstimmung auf 
jugendliche Delinquenz reagieren können.161  
Das erste HdJR wurde am 01.06.2009 als bundesweit einmaliges Modell-
projekt in Stuttgart eröffnet und nahm ab diesem Zeitpunkt zunächst nur 
für die Stadtbezirke Bad Cannstatt und Münster seine Arbeit auf.162 Mittler-
weile wurde diese örtliche Zuständigkeit aber auch noch auf sieben weite-
re Stadtbezirke (Weilimdorf, Feuerbach, Zuffenhausen, Stammheim, Mühl-
hausen, Untertürkheim, Obertürkheim) erweitert.163  
In der Konzeption des Stuttgarter Modells wurden dabei Ziele der Institu-
tion festgelegt, die aufeinander aufbauen und sehr nahe beieinander lie-
gen: So soll im HdJR die behördenübergreifende Zusammenarbeit opti-
miert werden. Es soll rasch und zeitnah auf das delinquente Verhalten 
junger Menschen reagiert und das Jugendstrafverfahren beschleunigt wer-
den können. Allgemein soll eine effektivere Bekämpfung und auch eine 
langfristige Reduzierung der Jugendkriminalität erreicht werden.164 
Im Rahmen dieser Zielsetzung nehmen die Mitarbeiter des HdJR daher 
nicht nur repressive Aufgaben in der Strafverfolgung, sondern auch präv-
entive Aufgaben in enger Kooperation mit den Schulen und verschiede-
nen Jugendhilfeeinrichtungen wahr. 
 
Mittlerweile hat sich das HdJR in Stuttgart längstens bewährt.165 So wird 
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 Vgl. Riekenbrauk, ZJJ 1/2011, S. 74.  
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 Vgl. Broschüre des Haus des Jugendrechts Stuttgart, 2014, Anlage 12, S.  3. 
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 Vgl. Broschüre des Haus des Jugendrechts Stuttgart, 2014, Anlage 12, S.  8. 
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 Vgl. Gerhard, ZJJ 2/2008, S. 185. 
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 Vgl. Broschüre des Haus des Jugendrechts Stuttgart, 2014, Anlage 12, S. 16 ff. 
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es bis heute weiter geführt und erhält allgemein eine breite Anerkennung. 
Heute ist das HdJR Bad Cannstatt daher längst nicht mehr die einzige 
Institution seiner Art, denn es wurde zum Vorbild in ganz Deutschland. So 
wurden inzwischen insgesamt elf weitere Einrichtungen bundesweit 
eröffnet, die zwar teilweise etwas andere Bezeichnungen führen (z.B. 
Jugendstation), aber dennoch in Teilen oder sogar komplett die Koopera-
tionsstruktur des ersten Modellprojekts in Stuttgart übernommen haben. 
Das neueste Haus des Jugendrechts wurde erst am 01.01.2015 in 
Mannheim eröffnet.166  
 
5.2 Chancen und Vorteile der Institution 
 
Die Akteure  des „Haus des Jugendrechts“ in Stuttgart sehen in ihrer Insti-
tution durchweg und ausschließlich sehr positive Aspekte.  
Ein erster Vorteil der Einrichtung findet sich dabei mit Sicherheit in der 
täglichen Zusammenarbeit. Während die Zuständigkeiten der beteiligten 
Institutionen in den Großstädten nämlich oft unübersichtlich sind, da die 
große Bevölkerungszahl dort eine höhere Anzahl an Personal auf den 
einzelnen Positionen der Polizei, StA und JGH im Jugendbereich erfor-
dert,167 so sind im HdJR einheitliche und übersichtliche Zuständigkeiten 
vorhanden. Aufgrund der Zusammenarbeit „unter einem Dach“, kennen 
sich die Mitarbeiter automatisch persönlich und können ohne große Mühe 
und Hindernisse konkrete Ansprechpartner füreinander sein.168  
Des Weiteren ermöglicht die gemeinsame Einrichtung für jede Institution 
einen Blick hinter die Kulissen der anderen Institutionen und somit ein 
vertieftes Verständnis für und über alle Strukturen und Verfahrensabläufe 
zwischen Polizei, StA und JGH. Dieser Gesamtüberblick bereichert die 
Arbeit miteinander. Er führt zu Verständnis und Vertrauen untereinander 
und erweitert zudem die fachlichen Kenntnisse.169   
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 Vgl. Broschüre des Haus des Jugendrechts Stuttgart, 2014, Anlage 12, S. 10.  
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Der größte Vorteil und zugleich wichtigste Erfolgsfaktor der Einrichtung 
liegt aber wohl in der täglich engen, persönlichen Zusammenarbeit der 
drei Institutionen „Tür an Tür“.  
Die StA kann sofort und problemlos über alle eingeleiteten Ermittlungen 
der Polizei informiert werden und auch für die Polizei eröffnen sich durch 
die kurzen Wege und die ständige Präsenz der StA ganz neue Möglich-
keiten im Rahmen ihrer Ermittlungsarbeit. Beide Institutionen können zu 
jedem Zeitpunkt der Ermittlungen Kontakt zueinander aufnehmen, das 
weitere Vorgehen gemeinsam besprechen, gegebenenfalls durch unmittel-
bare Absprachen Haft- oder Durchsuchungsgenehmigungen einleiten und 
auch die JGH zum richtigen Zeitpunkt und so früh wie möglich mit ins Boot 
holen.  
Durch die Zusammenarbeit „unter einem Dach“ und die kurzen Wege sind 
zudem regelmäßige Absprachen und Rückkopplungen zwischen Polizei, 
StA und JGH möglich. So kann in Frühbesprechungen das aktuelle Ta-
gesgeschehen und der Ausgang von Gerichtsverhandlungen besprochen 
werden. Zeigt sich ein junger Straftäter während der polizeilichen Verneh-
mung besonders uneinsichtig, frech oder aggressiv, so kann direkt im 
Anschluss an die Vernehmung ein gemeinsames Gespräch bei der StA 
mit ihm stattfinden. Zu diesen sog. Fallkonferenzen werden von StA und 
Polizei oft auch die JGH und die Eltern des Beschuldigten hinzugezogen. 
Dort kann mit dem jungen Beschuldigten dann gemeinsam der momen-
tane Verfahrensstand besprochen werden. Ihm können Hilfen aufgezeigt 
aber auch mögliche Konsequenzen nochmal klar vor Augen geführt wer-
den. In den Fallbesprechungen kann sich nicht nur die StA schon früh ins 
Verfahren einbringen, sich einen Eindruck von dem jungen Menschen 
verschaffen und mehr über sein familiäres und soziales Umfeld erfahren. 
Auch der junge Beschuldigte steht gleich zu Beginn der Ermittlungen 
derjenigen Person gegenüber, die in seinem Verfahren die Entscheidung 
treffen wird. Diese Konfrontation „face to face“ hinterlässt oft einen wich-
tigen Eindruck.170 
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 Vgl. Broschüre des Haus des Jugendrechts Stuttgart, 2014, Anlage 12, S. 10 ff. 
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Die Institution in Stuttgart sieht ihre Arbeit abschließend in wissenschaft-
lichen Ergebnissen bestätigt: Hiernach ist es dem HdJR wohl gelungen, 
die Reaktionszeiten auf jugendliches Fehlverhalten erheblich zu verkürzen 
und die Verfahrenszeiten von der polizeilichen Ermittlungstätigkeit bis zur 
staatsanwaltlichen Entscheidung von 105,1 auf 51,6 Kalendertage und 
somit um 51 % zu reduzieren.171 
 
 
5.3 Nachteile der Institution 
 
Neben den Mitarbeitern des „Haus des Jugendrechts“ und zahlreichen Be-
fürwortern, gibt es allerdings auch Kritiker, die nicht nur positive Aspekte 
und Vorteile in diesen Einrichtungen erkennen. Es werden in der engen 
Zusammenarbeit „unter einem Dach“ durchaus auch Nachteile bzw. nega-
tive Aspekte gesehen. 
So wird immer wieder auf die erschwerte Konsequenz zur Einhaltung des 
Datenschutzes hingewiesen. Denn Polizei und StA erwarten als Ermitt-
lungsbehörden natürlich möglichst viele und umfassende Informationen 
von der JGH als „Kooperationspartner“ im Haus.172 Die behördenüber-
greifende Zusammenarbeit im HdJR wird allgemein aber dennoch, auch 
unter Berücksichtigung des Datenschutzes, als durchaus machbar ange-
sehen. 
Des Weiteren wird kritisiert, dass es für die jungen Straftäter, ihre Eltern 
und weitere Betroffene nur schwer möglich sei, die drei Institutionen 
innerhalb der Einrichtung voneinander abzugrenzen und einzeln, mit ihren 
verschiedenen Aufgaben und Tätigkeitsbereichen, wahrzunehmen. Unter 
diesem Gesichtspunkt stehen daher vor allem die bereits erwähnten Fall-
konferenzen in der Kritik, da dort StA, Polizei und JGH sogar gemeinsam 
mit den Betroffenen an einem Tisch sitzen.173  
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Allgemein wird vor allem die Position und Tätigkeit der JGH im HdJR als 
kritisch bewertet und angesehen. Durch die gemeinsame Arbeit und Un-
terbringung mit Polizei und StA „unter einem Dach“, kann bei jungen Straf-
tätern nämlich schnell der Eindruck entstehen, dass die JGH zur Justiz 
gehört.174 Zudem wird der JGH auch vorgeworfen, dass sie sich im HdJR 
durch den engen Kontakt zu den Handlungsfeldern von StA und Polizei 
beeinflussen lässt und sich in ihrer Sozialarbeit nicht mehr vor allem an 
der Prävention orientiert, sondern immer mehr auch den strafrechtlichen 
Blick im Vordergrund stellt.175  
 
 
5.4 Alternativen zum Haus des Jugendrechts im ländlich-
en Raum 
 
Auf der Suche nach Alternativen zum HdJR, gibt es mancherorts Über-
legungen, die auf ein „virtuelles“ HdJR auf rein elektronischer und telefo-
nischer Ebene abzielen. Diese mögliche Alternative scheint zunächst na-
türlich besonders verlockend, da sie schnell, ohne finanziellen und organi-
satorischen Aufwand umsetzbar ist. Im Rahmen dieser „virtuellen“ Alterna-
tive sind aber weder die kurzen Wege „Tür an Tür“ für die Institutionen, 
noch der persönliche Kontakt „face to face“ für die Jugendlichen zu ihren 
Ansprechpartnern bei der Polizei, StA und JGH möglich.176  
Zudem ist eine enge, telefonische Zusammenarbeit vor allem im ländlich-
en Raum vielerorts schon üblich, da sich die einzelnen Beteiligten dort 
aufgrund der übersichtlichen Zuständigkeiten persönlich kennen. So be-
richtet bspw. die im Landkreis FDS zuständige Jugendstaatsanwältin, 
dass für sie jederzeit ein kurzer, offener Austausch an Problemen und 
Meinungen mit der JGH möglich ist, da sie die drei zuständigen Jugendge- 
richtshelfer mittlerweile gut kenne.177  
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Führt man sich das HdJR mit seinen Vorteilen nochmals genau vor Au-
gen, so scheinen auch Arbeitskreise einer Alternative zu dieser Einrich-
tung nicht gerecht werden zu können. Während im HdJR nämlich tägliche 
Absprachen in der laufenden Fallbearbeitung möglich sind, können Ar-
beitskreise aus zeitlichen Kapazitäten der einzelnen Beteiligten in der Re-
gel nur im Abstand mehrerer Wochen stattfinden.  
 
Als mögliche Alternativen im ländlichen Raum können aber auf jeden Fall 
kleine, abgespeckte Versionen des „Haus des Jugendrechts“ gesehen 
werden. Ein Bsp. hierfür ist die sog. JuKoP (Jugendamt-Kooperation-
Polizei) im Landkreis Tuttlingen.178  
Das Konzept JukoP ist eine Fachstelle zwischen der Polizei und dem 
Landkreis (Jugendamt), die im Jahr 2011 zunächst nur probeweise nach 
dem Vorbild des HdJR in Stuttgart eingerichtet wurde.179 Dort arbeiten 
zwei Sozialarbeiter des Jugendamtes und zwei Jugendsachbearbeiter der 
Polizei Tuttlingen in gemeinsamen Räumlichkeiten des Polizeireviers zu-
sammen.180 Die Fachstelle JuKoP ist dabei für den gesamten Landkreis 
Tuttlingen zuständig. In ihr Aufgabengebiet fallen aber vor allem Fälle, die 
im Rahmen der Diversion sofort abgeschlossen werden können. 
Wie im HdJR, arbeiten die Fachkräfte der Jugendhilfe und der Polizei 
auch im JuKoP „unter einem Dach“ und Hand in Hand eng miteinander zu-
sammen. Im Rahmen der gemeinsamen Fallbearbeitung und der direkten 
Kommunikation, kann so vor allem die JGH auch schon im Vorfeld parallel 
und schnell tätig werden. Wie im HdJR, finden auch zwischen JuKoP und 
der zuständigen StA in einzelnen Fällen Fallkonferenzen statt, in denen 
konkrete Verfahrensschritte miteinander abgesprochen werden können. 181 
Auch wenn im JuKoP nur Polizei und Jugendhilfe direkt „unter einem 
Dach“ vereint sind, scheint dieses Konzept dennoch eine gute, wirksame 
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 Vgl. Experteninterview mit Hr. Fahrbach (Jugendsachbearbeiter Polizei), Anlage 6, S. 6. 
179
 Vgl. KooperatioŶsǀereiŶďaruŶg des KoŶzepts „JuKoP“, AŶlage ϭϬ, S. ϭ f. 
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 Vgl. Polizei Baden-Württemberg, JuKoP, Anlage 21. 
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 Vgl. KooperatioŶsǀereiŶďaruŶg KoŶzepts „JuKoP“, AŶlage ϭϬ, S. ϯ ff. 
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und gleichzeitig mit weniger Aufwand umsetzbare Alternative für den 
ländlichen Raum zu sein, denn: 
Im Jahr 2013 konnte 14 % weniger Jugendkriminalität im Landkreis Tutt-
lingen festgestellt werden und die Verfahrensdauer konnte, im Vergleich 





Wie arbeitet das Jugendamt mit anderen Institutionen zusammen um 
Jugendkriminalität schnell und effektiv zu bekämpfen? 
 
Betrachtet man die JGH unter dieser Fragestellung in Zusammenarbeit mit 
der Polizei, der Jugendstaatsanwaltschaft, dem Jugendrichter und der Be-
währungshilfe, so lässt sich zunächst feststellen, dass wohl keine andere 
Institution in so vielfältiger Art und Weise wie die JGH dazu beiträgt, dass 
der Erziehungsgedanke im Jugendstrafverfahren gelebt und verwirklicht 
werden kann: 
 
Die JGH „taucht“ im Umfang ihrer Arbeit in die Lebenssituation des Be-
schuldigten ein und lernt dabei den jungen Menschen selbst, seine Familie 
und sein soziales Umfeld kennen. Dadurch wird sie im Rahmen ihrer Be-
treuungsaufgabe nicht nur zu einem wichtigen Ansprechpartner und ei-
ner Unterstützung für den jungen Menschen in seiner schwierigen und be-
lastenden Situation, sondern auch zu einem vermittelnden Bindeglied zur 
Justiz. Denn im Rahmen ihrer Ermittlungstätigkeit, Leistungsprüfung 
und Überwachungstätigkeit ist die JGH nicht nur ein wichtiger Helfer, 
sondern auch ein unersetzbarer Ratgeber für die StA und den Jugend-
richter. Sie schafft die Voraussetzungen dafür, dass diese die Persön-
lichkeit, Defizite und Entwicklung des jungen Menschen und auch mög-
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 Vgl. Flyer der EiŶriĐhtuŶg „JuKoP“, AŶlage ϭϭ, S. ϯ. 
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liche Alternativen zu strafrechtlichen Reaktionen des JGG erkennen und in 
ihren Entscheidungen berücksichtigen können.  
 
Damit schnell und effektiv gegen Jugendkriminalität vorgegangen werden 
kann, ist aber nicht nur eine gute Zusammenarbeit zwischen JGH und der 
Justiz wichtig. Wirft man einen zusammenfassenden Blick auf den Ablauf 
des Jugendstrafverfahrens und die Beteiligung jeder einzelnen Institution, 
so lässt sich erkennen, dass alle Institutionen in ihren zu erfüllenden Auf-
gaben miteinander vernetzt und verbunden sind.  
Um rasch und richtig auf die Straftaten junger Menschen reagieren zu 
können, müssen daher alle beteiligten Institutionen unbedingt eng mitei-
nander kooperieren und einen guten Kontakt zueinander pflegen. Nur so 
werden kurze Wege in der Zusammenarbeit und eine schnelle Reaktion 
möglich. Die Reaktion muss der Tat auf den Fuß folgen! Denn nur wenn 
die jungen Menschen noch einen Bezug zur begangenen Straftat er-
kennen, können sie erreicht und nachhaltig beeinflusst werden.  
Im Rahmen der im Landkreis FDS geführten Experteninterviews konnte 
herausgefunden werden, dass eine gute Kooperationsbereitschaft und 
enge Vernetzung allerdings nicht immer selbstverständlich und vor allem 
in Großstädten auch oft nur unter erheblichem Aufwand möglich sind.  
 
Als fortlaufender Trend und zukünftige Entwicklung, die zu einer neu-
en und verbesserten Zusammenarbeit der am Jugendstrafverfahren be-
teiligten Institutionen beitragen soll, werden Einrichtungen wie das „Haus 
des Jugendrechts“ daher mit Sicherheit eine immer bedeutendere Rolle 
spielen. Diese Vermutung lässt sich nicht nur an der Tatsache festmach-
en, dass bundesweit immer mehr Einrichtungen dieser Art gegründet wer-
den, sondern auch daran, dass sogar im ländlichen Raum, wo die Zu-
sammenarbeit zwischen Polizei, StA und JGH oft schon sehr gut funktio-
niert, mittlerweile kleine, abgespeckte Versionen des Haus des Jugend-
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Anlage 6:  
Interview mit Hr. Fahrbach, zuständiger Sachbearbeiter im Bereich 
Jugendkriminalität beim Kriminalkommissariat Freudenstadt 
 
Herr Steffen Fahrbach 
Kriminalkommissariat Freudenstadt 
 




I. Angaben zur Person und zum Beruf 
 
 
1. Herr Fahrbach, darf ich Sie bitten, sich kurz vorzustellen, dabei Ihre 
Berufsbezeichnung zu nennen und kurz zu erklären, wie lange Sie 
schon in diesem Beruf arbeiten?   
Hr. Fahrbach: 
Mein Name ist Steffen Fahrbach. Meine offizielle Berufsbezeichnung ist 
„Kriminalhauptkommissar“. Ich bin jetzt bereits schon im 23. Berufsjahr, in-
klusive Ausbildung und sonstiger Tätigkeiten. Im Jugendbereich selbst bin 
ich jetzt ungefähr seit 4 ½ Jahren tätig. 
 
2. Wie beschreiben Sie Ihre Aufgaben in Ihrem derzeitigen Beruf? 
Hr. Fahrbach: 
Meine Aufgabe ist originär die Strafverfolgung, die wir hier bei der Krimi-
nalpolizei betreiben. Am Rande sind wir aber auch noch tangiert, wenn es 
um die Frage der Prävention geht. Im Jugendbereich gehören dann aber 
gerade auch Arbeitskreise wie „JugIT“ zum Aufgabenbereich. In erster 
Linie geht es aber um die Strafverfolgung, also um die Betreibung des 
Strafverfahrens.   
 
Zwischenfrage: Was heißt Strafverfolgung genau? 
Hr. Fahrbach: 
Strafverfolgung heißt: Liegt ein Delikt vor, das von staatlicher Seite aus 
verfolgt werden muss und das in die Zuständigkeit der Kriminalpolizei fällt, 
dann nehmen wir die Ermittlungen auf. D.h. wir führen alle Ermittlungen 
durch, die im Rahmen des Strafverfahrens notwendig sind, wie z.B. Zeu-
genvernehmung, Tatortarbeit, Geschädigtenvernehmung, Beschuldigten-
vernehmung, Berichte an andere Institutionen, insbesondere an die 
Staatsanwaltschaft. Hierzu gehört eben all das, was im Rahmen des Straf-
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verfahrens notwendig ist, um letztendlich eine beweissichere Verurteilung 
oder einen beweissicheren Freispruch zu erreichen. 
 
 
Zwischenfrage: Das heißt Ihre Aufgaben liegen vor allem im Bereich 
der Ermittlungstätigkeiten des Strafverfahrens? 
Hr. Fahrbach: 
Genau.  Beim Ablauf und der Zusammenarbeit mit der Staatsanwaltschaft 
ist es dabei schon so, dass je nach Art und Schwere des Delikts und na-
türlich auch nach Umfang der Ermittlungsarbeiten, in manchen Fällen die 
Ermittlungen vollständig von uns geführt werden, wenn sie in einem zeit-
lich und organisatorisch überschaubaren Rahmen liegen. Anschließend 
wird von uns eine Strafanzeige gefertigt und diese dann an die Staats-
anwaltschaft übermittelt.  
Wenn es allerdings aufwändigere Ermittlungen sind, die sich länger zieh-
en, oder insbesondere, wenn auch Entscheidungen im Rahmen der Er-
mittlungen von der Staatsanwaltschaft notwendig sind z.B. wenn wir für 
unsere Ermittlungen einen Durchsuchungsbeschluss brauchen, wir einen 
Haftbefehl beantragen wollen, wir Untersuchungsanträge an andere Stell-
en benötigen, die von der Staatsanwaltschaft gestellt werden müssen, wir 
es für notwendig ansehen, andere Gutachter hinzuzuziehen, z.B. die Ge-
richtsmedizin oder andere Sachverständige, die von der Staatsanwalt-
schaft beauftragt werden müssen. Dann wird die Staatsanwaltschaft na-
türlich frühzeitiger von uns informiert. Die Polizei darf nämlich teilweise 
selbstständig Ermittlungstätigkeiten durchführen, wie z.B. Vernehmungen. 
Es gibt aber auch Bereiche im Rahmen der Ermittlungen, bei denen auch 
Grundrechtseingriffe vorliegen, die schützenswerterer Natur sind, wie z.B. 
der Begriff der Wohnung. Hier darf die Polizei nicht einfach alleine los-
ziehen. Sie braucht dazu eine richterliche Absicherung, einen richterlichen 




3. Welche schulische/studentische Laufbahn haben Sie für diesen 
Beruf durchlaufen? 
Hr. Fahrbach: 
Ich war auf der Realschule und habe dann direkt im Anschluss an den Re-
alschulabschluss das Wirtschaftsgymnasium besucht. Anschließend habe 
ich direkt bei der Kriminalpolizei im mittleren Dienst angefangen und habe 
dann, innerhalb der Polizei von 1999-2001, an der Fachhochschule für 
Polizei in Villingen-Schwenningen studiert. Danach habe ich im gehobe-
nen Dienst auf verschiedenen Dienststellen gearbeitet, bis ich hier in 





II. Das Jugendstrafverfahren 
 
1. Wie sind Sie im Rahmen Ihres Berufes am Jugendstrafverfahren 
beteiligt? 
Was sind dabei Ihre Aufgaben? 
Hr. Fahrbach: 
Wie bereits vorhin erläutert, sind wir für die Strafverfolgung, für die Ermitt-
lungshandlungen im Strafverfahren zuständig. D.h. wir führen die polizei-
lichen Ermittlungen durch. Hierzu gehört all das, was eine beweissichere 
Durchführung des Strafverfahrens vor Gericht dann möglich macht. Die 
Maßnahmen im Rahmen der Ermittlungen habe ich ja bereits erläutert.  
Das Ganze erfolgt dann allerdings unter Berücksichtigung besonderer 
Vorschriften im Jugendstrafverfahren. D.h. es müssen bei Jugendlichen  
Richtlinien, Regeln, Gesetze beachten werden, die bei erwachsenen Be-
schuldigten nicht beachten werden müssen. Das macht die Besonderheit 
im Jugendstrafverfahren aus. Zum Bsp. wäre da der § 67 JGG zu nennen. 
Hieraus ergibt sich, dass ein Jugendlicher nach Belehrung nicht einfach 
vernommen werden darf. Die Vernehmung darf erst durchgeführt werden, 
wenn auch die Erziehungsberechtigten informiert und belehrt wurden, 
sodass diese mitentscheiden können und dürfen, ob der Jugendliche 
überhaupt bei der Polizei aussagen soll oder nicht.  
 
2. Wie sieht dabei die konkrete Zusammenarbeit mit der 
Jugendgerichtshilfe aus? 
Hr. Fahrbach: 
Im konkreten Einzelfall ist es so, dass die Jugendgerichtshilfe so früh wie 
möglich über das Vorliegen eines Strafverfahrens in Kenntnis gesetzt 
wird. Die Absprache ist bei uns dabei so, dass direkt von uns ein Akten-
doppel an die Jugendgerichtshilfe übersandt wird, das alle relevanten Ak-
teninhalte enthält, die für die Jugendgerichtshilfe relevant sind, um rea-
gieren zu können.  
Es gibt aber auch Landkreise, bei denen es so geregelt ist, dass die 
Staatsanwaltschaft von der Polizei ein Aktendoppel bekommt und die 
Staatsanwaltschaft dieses Aktendoppel dann an die Jugendgerichtshilfe 
weiterleitet. Die Absprache bei uns ist einfach auch der Örtlichkeit ge-
schuldet. Die Jugendgerichtshilfe sitzt in Freudenstadt, die Polizei sitzt in 
Freudenstadt und die Staatsanwaltschaft sitzt in Rottweil. Da würde es 
wenig Sinn machen, die Akten zuerst nach Rottweil zu schicken und dann 
von Rottweil wieder nach Freudenstadt. 
 
Zwischenfrage: Das heißt, das ist eine interne Regelung? 
Hr. Fahrbach: 




Diese besteht schon seit vielen Jahren und hat sich auch schon bewährt. 
Zum einen geht es schneller, zum anderen kann man dann eben auch auf 
dem kurzen Weg relativ schnell Rückfragen beantworten, wenn noch ir-
gendetwas offen wäre. Die Jugendgerichtshilfe soll einfach so schnell wie 
möglich informiert werden. Natürlich auch mit dem Interesse, zu be-




3. Mit welchen weiteren Institutionen arbeiten Sie im Rahmen des 
Jugendstrafverfahrens zusammen? 
Hr Fahrbach: 
Wie bereits erwähnt, arbeiten wir generell mit dem Jugendamt,  insbeson-
dere natürlich mit der Jugendgerichtshilfe, aber auch mit dem ASD, zu-
sammen. Das Strafverfahren hat ja oftmals auch den Nebenaspekt, dass 
in der Familie irgendetwas nicht stimmt. In diesem Fall wird dann eine 
Meldung an den ASD gemacht.  
Dann haben wir natürlich Kontakt zu der Stiftung „Eigensinn“. Hierbei geht 
es um die Vermittlung von irgendwelchen Auflagen, um die sich der Be-
schuldigte selbst bemühen und die er eventuell auch schon mal im Vorfeld 
beginnen kann, wie z.B. ein Anti-Aggressions-Training. Dann eventuell mit 
der Suchtberatungsstelle, der Führerscheinstelle, Waffenbehörde, wenn 
es um Delikte mit übermäßigen Drogen oder Alkohol geht, dem Arbeits-
amt, dem Ausländeramt, der Familienberatungsstelle und mit dem Kinder-
heim, denn ab und zu ist im Rahmen eines solchen Verfahrens auch die 
Unterbringung im Kinderheim notwendig. Das sind aber dann Institu-
tionen, mit denen wir nicht nur im Jugendstrafrecht zusammenarbeiten, 
sondern generell, wenn dementsprechend ein Delikt vorhanden ist.  
 
 
4. Wie sieht die Zusammenarbeit mit diesen Institutionen jeweils 
konkret aus? 
Hr. Fahrbach: 
Konkret sieht diese in den allermeisten Fällen so aus, dass von unserer 
Seite aus, nach dem Polizeigesetz, eine Information an diese Stellen er-
folgen muss. Wir informieren diese also über die Erkenntnisse, die wir ge-
wonnen haben, das Delikt, das vorliegt und über mögliche Hintergründe, 
die zu diesem Delikt geführt haben. Wenn der beschuldigte Jugendliche 
damit einverstanden ist, kommt es in manchen Fällen auch vor, dass wir 
ihm bei den Stellen irgendwelche Hilfemaßnahmen vermitteln. Die Kon-
taktaufnahme erfolgt von unserer Seite aus also nicht primer deshalb, weil 
wir von diesen Stellen irgendwelche Informationen zu dem Jugendlichen 
abgreifen wollen, sondern weil wir nach dem Polizeigesetz dazu ver-
pflichtet sind, die Stellen zu informieren und dort eventuell auch Hilfe-




Zwischenfrage: Also eher teilweise auch als Unterstützung für den 
Jugendlichen? 
Hr. Fahrbach: 




III. Zusammenarbeit der am Jugendstrafverfahren beteiligten 
Institutionen im Landkreis Freudenstadt 
 
 
1. Was funktioniert gut an der Zusammenarbeit? 
Hr. Fahrbach: 
Die Zusammenarbeit funktioniert grundsätzlich und generell eigentlich gut. 
Das liegt hauptsächlich daran, dass in den meisten dieser genannten Ins-
titutionen schon seit längerem die gleichen Personen in diesen Positio-
nen sind, sodass man sich natürlich über die Zeit durch verschiedene 
Arbeitskreise und Fälle kennen gelernt und auch schon mehrfach zu-
sammen gearbeitet hat.   
Man weiß, dass man sich aufeinander verlassen und sich gegenseitig ver-
trauen kann und dadurch funktioniert die Zusammenarbeit grundsätzlich 
gut. Natürlich muss man aber auch dazu sagen, dass jede dieser Institu-
tionen zwar das gleiche Ziel verfolgt, die Wege, dieses Ziel zu erreichen, 
aber andere sind. Natürlich gibt es daher dann auch Punkte, an denen die 
verschiedenen Institutionen andere Wege gehen oder auch anderer Auf-
fassung sind, was jetzt die richtige Maßnahme ist. 
 
2. Gibt es Probleme/Hindernisse im Bereich der Zusammenarbeit? 
Hr. Fahrbach: 
Hindernisse aus Sicht der Polizei sind sicherlich die Datenschutzbe-
stimmungen.  
Es ist eben so, dass die Polizei von anderen Institutionen eigentlich nichts 
erfahren darf. Diese dürfen nämlich keine Informationen weiter geben. 
Das ist für uns oftmals hinderlich, weil es uns natürlich auch darum geht, 
in Bezug auf die Tataufklärung,  die Persönlichkeit des Beschuldigten so 
umfassend wie möglich zu ermitteln und zusammenzutragen. Dabei wäre 
es für uns natürlich schon hilfreich, wenn wir von den Institutionen, die 
vielleicht schon öfter, dauerhafter, länger wie wir mit dem Beschuldigten 
zusammenarbeiten, dann auch die eine oder andere Information be-
kommen könnten. Das ist aufgrund der Datenschutzbestimmungen jedoch 
nicht möglich. Für uns als Polizei ist das schon als Hindernis zu sehen.  
 
Für die Institutionen ist es aber wirklich oftmals auch ein Schutz, eine 
rechtliche Absicherung dafür, weshalb sie uns keine Information geben 
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können oder wollen. Die anderen Institutionen verfolgen nämlich oftmals 
einen anderen Ansatz. Dem Jugendamt geht es z.B. darum, vertrauens-
voll mit den Jugendlichen mit der Familie umzugehen, zusammenzuar-
beiten. Für dieses Vertrauen zwischen dem Jugendlichen und dem Mit-
arbeiter des Jugendamtes ist es dann natürlich der „Genickschuss“, wenn 
der Jugendliche mitbekommt, dass das Jugendamt der Polizei Informa-
tionen über ihn weiter gibt. Dann wird der Jugendliche in Zukunft wahr-
scheinlich seine Mitarbeit gegenüber dem Jugendamt reduzieren, wenn 
nicht sogar einstellen. 
 
 
3. Was ist ihrer Meinung nach für eine gute Zusammenarbeit im 
Hinblick auf die schnelle und effektive Bekämpfung von 
Jugendkriminalität wichtig? 
Hr. Fahrbach:  
Für eine gute Zusammenarbeit ist grundsätzlich eine Kooperationsberei-
tschaft wichtig. Dass man überhaupt den Willen hat, mit den anderen Insti-
tutionen zu kooperieren und sich nicht einfach verweigert. Dann sind auch 
die Akzeptanz des Gegenübers und das Vertrauen in das Gegenüber sehr 
wichtig.  
Da wir den Datenschutz gerade ja schon kurz angesprochen haben, kann 
auch eine vorliegende Schweigepflichtentbindung des Beschuldigten bzw. 
seiner Eltern gegenüber bestimmten Institutionen sehr hilfreich sein, da 
wir dadurch dazu berechtig werden, uns mit diesen auszutauschen.  
 
 
4. Könnte die Zusammenarbeit im Landkreis Freudenstadt Ihrer 
Meinung nach verbessert werden? Wenn ja, wie?  
Hr. Fahrbach: 
Eigentlich läuft es momentan gut, so wie es läuft. Ich wüsste nicht, wie 
man es im konkreten Fall verbessern könnte. Das einzige, was intern ab 
und zu schon auf Sachbearbeiterebene diskutiert wurde, ist so etwas wie 
das Haus des Jugendrechts. Bzw. es gibt ja auch abgespeckte, kleine 
Versionen vom Haus des Jugendrechts in Tuttlingen, die sog. JuKoP (Ju-
gendamt-Kooperation-Polizei).  
Das wären meiner Meinung nach Dinge, die dann eventuell noch Ver-
besserungen mit sich bringen würden. Da müsste man natürlich grund-
sätzlich für den Bereich Freudenstadt auch überlegen: Macht das hier 
aufgrund der Strukturen des ländlichen Bereichs überhaupt Sinn? Sind die 
zu beteiligenden Institutionen auch alle gewillt, diesen Schritt zu machen?   
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Anlage 7:  
Interview mit Fr. Wilmsmann, zuständige Jugendstaatsanwältin für 
den Landkreis Freudenstadt 
 
Frau Pia Wilmsmann 
Staatsanwaltschaft Rottweil 
 
Termin: 05.08.2015, 10.00 Uhr 
 
 
I. Angaben zur Person und zum Beruf 
 
1. Frau Wilmsmann, darf ich Sie bitten, sich kurz vorzustellen, dabei 
Ihre Berufsbezeichnung zu nennen und kurz zu erklären, wie 
lange Sie schon in diesem Beruf arbeiten?   
Fr. Wilmsmann: 
Mein Name ist Pia Wilmsmann. Ich bin Staatsanwältin bei der Staats-
anwaltschaft Rottweil und schon seit März 2006 in der Justiz tätig. 
Dabei war ich zuerst Strafrichterin beim Amtsgericht Rottweil und bin 
nun seit September 2007 als Staatsanwältin bei der Staatsanwaltschaft 
Rottweil tätig. 
 
2. Wie beschreiben Sie Ihre Aufgaben in Ihrem derzeitigen Beruf? 
Fr. Wilmsmann: 
Meine Aufgabe ist ganz einfach die Verfolgung von Straftaten. Dazu 
gehört sowohl das Ermitteln und Feststellen von Straftaten und Straf-
tätern, als auch deren Verfolgung. Meine Aufgabe ist der Abschluss 
des Strafverfahrens, die Entscheidung über „Anklage, ja oder nein?“ 
und „Einstellung, ja oder nein?“ und letztendlich sogar auch die Be-
gleitung beim Strafverfahren vor Gericht.  Dort vertrete ich die Anklage 
im Rahmen der Hauptverhandlung und halte eben auch entsprechend 
das Plädoyer.   
 
Ergänzungsfrage: Und dabei sind Sie gerade speziell im Bereich 
Jugend tätig? 
Fr. Wilmsmann: 
Meine Zuständigkeit erstreckt sich derzeit hauptsächlich auf Anzeigen 
von Jugendstraftaten im Bereich Freudenstadt. Dabei bekomme ich die 
Anzeigen speziell vom Polizeirevier Freudenstadt auf den Tisch.  
Neben der Verfolgung von Jugendstraftaten habe ich allerdings auch 
noch weitere Zuständigkeiten. Ich habe auch noch die Zuständigkeits-
gebiete im Bereich Nachstellungen (Stalking) und  der Arbeitsunfälle 
im ganzen Landgerichtsbezirk. Zudem betreue ich die jugendlichen In-





3. Welche schulische/studentische Laufbahn haben Sie für diesen 
Beruf durchlaufen? 
Fr. Wilmsmann: 
Nach dem Abitur habe ich Jura an der Humboldt-Universität-Berlin stu-
diert. Dort konnte ich mein erstes Staatsexamen nach fünf Jahren Stu-
dium abschließen. Nach dem ersten Staatsexamen schließt eine zwei-
jährige Referendariatszeit beim Land an, die man dann mit dem zwei-
ten juristischen Staatsexamen abschließt. Dieses Referendariat habe 
ich beim Land Berlin gemacht.  
 
 
II. Das Jugendstrafverfahren 
 
1. Wie sind Sie im Rahmen Ihres Berufes am Jugendstrafverfahren 
beteiligt? 
Was sind dabei Ihre Aufgaben? 
Fr. Wilmsmann: 
Grundsätzlich kann ich hier auf die allgemeine Aufgabenbeschreibung 
in meinem Beruf verweisen. D.h. ich verfolge die Straftaten von Ju-
gendlichen. Ich versuche sie entsprechend zu ahnden. 
Eben wie gesagt von Entdeckung der Tat bis zur Aburteilung. Hier grei-
fen im Jugendstrafverfahren allerdings Besonderheiten, die ich im Er-
wachsenen Strafverfahren nicht habe. Dazu gehören z.B. besondere 
Einstellungsvarianten oder andere Möglichkeiten auf Straftaten zu rea-
gieren.  
Speziell möchte ich hier noch die Aufgabe aufführen, dass ich mich um 
die jugendlichen Intensivtäter kümmere. Hier kommen nochmal beson-
dere Aufgaben hinzu z.B. insbesondere auch das Teilnehmen an Ar-
beitskreisen, worauf wir ja noch zu sprechen kommen.   
 
Ergänzungsfrage: Was bedeutet es genau wenn Sie sagen Sie 
„ahnden die Straftaten“?  
Fr. Wilmsmann: 
Dazu möchte ich vielleicht grundsätzlich einmal grob und allgemein 
den Verfahrensablauf eines Jugendstrafverfahrens beschreiben. 
In der Regel bekomme ich von der Polizei die Anzeige als Verfahrens-
akte auf den Tisch. Ich bearbeite die Anzeige dann. D.h. ich schaue 
mir an: Was ist der Vorwurf? Wer ist der Täter? Gibt es schon weitere 
Verfahren? etc. und muss dann entscheiden, wie ich diesen Verfah-
rensvorgang abschließe.  
Da gibt es bei den Jugendlichen eben Besonderheiten, da hier die Ta-
ten nicht bestraft werden sollen, sondern der Jugendliche erzogen 
werden soll. Es gilt im Gegensatz zum Erwachsenenstrafrecht also der 
Erziehungsgedanke. Es geht nicht um die Bestrafung, sondern um die 
Erziehung und die Zurückführung des Jugendlichen auf den richtigen 
Weg. Hier habe ich verschiedene Möglichkeiten:  
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Zum einen kann ich das Verfahren ohne weitere Ahndungen (“Bestra-
fungen“) abschließen, einstellen und den Verfahrensvorgang so been-
den.  
Ich habe aber auch die Möglichkeit zu sagen: Die vorliegende Straftat 
des Jugendlichen ist ausreichend schwerwiegend. Daher möchte ich 
die Straftat ahnden. Ich halte es aber noch nicht für erforderlich das 
Gericht einzuschalten. In diesen Fällen kann ich dann z.B. das sog. Di-
versionsverfahren einleiten und in diesem Rahmen Auflagen ver-
hängen z.B. für das Fahren ohne Fahrerlaubnis 30 Arbeitsstunden. 
Anschließend schicke ich die Akte dann zur Jugendgerichtshilfe. Diese 
kontrolliert und bewacht die Erledigung der Auflagen durch den Ju-
gendlichen. Hat der Jugendliche alle Auflagen erledigt, dann schickt 
die Jugendgerichtshilfe die Akte zurück an mich und ich kann das Ver-
fahren dann einstellen.  
Die letzte Möglichkeit ist schließlich, den Jugendlichen für seine be-
gangene Tat beim Jugendrichter anzuklagen und die Entscheidung, 
wie die Tat zu ahnden ist, dem Richter zu überlassen.  
 
Ergänzungsfrage: Können Sie die Aufgaben und die Ziele der 
Staatsanwaltschaft im Bereich der Jugendstrafverfahren nochmal 
ganz kurz zusammenfassen? 
Fr. Wilmsmann: 
Die Aufgabe der Staatsanwaltschaft im Jugendstrafverfahren ist primär 
die Verfolgung von Straftaten und die Ermittlung der jugendlichen Tä-
ter. Ziel ist es, die Jugendlichen nicht zu bestrafen, wie es bei den Er-
wachsenen der Fall ist, sondern hier ist der Erziehungsgedanke das 
Ziel. D.h. Die Jugendlichen sollen wieder auf den richtigen Weg 
zurückgeführt werden und zukünftig straffrei leben.  
 
2. Wie sieht dabei die Konkrete Zusammenarbeit mit der 
Jugendgerichtshilfe aus? 
Pia Wilmsmann: 
Die Jugendgerichtshilfe unterstützt mich im Rahmen des Diversions-
verfahrens. D.h. sie überwacht in diesen Fällen die Durchführung der 
Auflagen, z.B. Arbeitsstunden, die abzuleisten sind und teilt mir dann 
mit einem entsprechenden Nachweis mit, ob, wann und wo diese Ar-
beitsstunden abgeleistet worden sind. In einigen Fällen ist es so, dass 
ich mir insbesondere zum Werdegang des Jugendlichen Rat bei der 
Jugendgerichtshilfe hole und diese Meinung und Hinweise dann in die 
Entscheidung bezüglich des Ausgangs des Verfahrens einfließen 
lasse.  
Die Jugendgerichtshilfe hole ich deshalb mit ins Boot, weil sie in der 
Regel definitiv mehr und persönlicheren Kontakt zu den ermittelten Tä-
tern hat wie ich, die als Jugendstaatsanwältin ja nur im Büro „über der 
Akte hängt“. Die Jugendgerichtshilfe kennt in der Regel nicht nur den 
Täter, sondern auch die Familie. Oft geht es dabei um Jugendliche, die 
schon häufiger delinquent waren und somit der Jugendgerichtshilfe 
wohl bekannt sind. In diesen Fällen hilft mir die Einschätzung der Ju-
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gendgerichtshilfe insbesondere zur Frage, ob der Jugendliche mittler-
weile Hilfe annimmt oder ob hier weitere Straftaten zu befürchten sind. 
Das betrifft eben nicht nur die Diversion, sondern auch sonstige Ver-
fahren. In diesen Fällen geht es dann eher um die Frage ob ein Ver-
fahren eingestellt werden kann, oder ob eben Anklage erhoben wird 
und gegebenenfalls ein weiteres Urteil erwartet wird. 
 
3. Mit welchen weiteren Institutionen arbeiten Sie im Rahmen des 
Jugendstrafverfahrens zusammen? 
Wie sieht die Zusammenarbeit mit diesen Institutionen jeweils 
konkret aus? 
Fr. Wilmsmann: 
Zunächst einmal ist hierbei natürlich die Polizei anzuführen. Bei ein-
fachen Verfahren läuft es so, dass die Polizei die Taten ermittelt und 
mir die Akte in der Regel letztendlich abschlussreif vorlegt. In umfang-
reicheren Fällen kommt es durchaus zu Absprachen mit der Polizei, 
wie weiter vorgegangen werden soll oder welche Ermittlungsmaß-
nahmen durchgeführt werden müssen z.B. Durchsuchungen oder auch 
Haftsachen/Festnahmen. Diese Maßnahmen sind dann über mich als 
Jugendstaatsanwältin in die Wege zu leiten. Des Weiteren ist es hier 
dann gegebenenfalls auch erforderlich, abzusprechen wie die Ver-
fahrensakte aufzubauen ist, oder welche weiteren Tatverdächtigen hier 
in Betracht kommen.  
Als weitere Institution kann ich dann noch die Bewährungshilfe an-
führen. Sie spielt in meinem persönlichen Arbeitsalltag allerdings eher 
eine untergeordnete Rolle. Zwar stehen einige „meiner Jugendlichen“ 
unter Bewährung, allerdings ist hier der Kontakt aber nicht ganz so eng 
wie zur Jugendgerichtshilfe. Doch auch hier kommt es vor, dass ich,  
wenn ich neue Verfahren auf den Tisch bekomme, bei der Bewähr-
ungshilfe nachfrage, wie denn die Bewährung läuft und dann diese 
Mitteilungen ebenfalls in die Entscheidung mit einfließen lassen kann.  
Wenn ich von „meinen Jugendlichen“ spreche, möchte ich dazu kurz 
etwas erklären: 
Bei den Erwachsenen gilt im Rahmen der Zuständigkeit das Tatortprin-
zip. D.h. es wird diejenige Staatsanwaltschaft mit dem Fall betraut, in 
deren Zuständigkeitsbereich der Tatort liegt. Bei den Jugendlichen ist 
das anders. Hier gilt das Wohnortprinzip. D.h. ich betreue die Jugend-
lichen, die im Bereich Freudenstadt wohnen. Begehen diese Straftaten 
z.B. in Berlin, München oder Hamburg, dann kommen diese Ver-
fahrensvorgänge trotzdem immer zu mir, sodass ich hier eben ent-
sprechend dem Erziehungsgedanken jedes Mal durchgängig mit dem 
Fall betraut bin. Deshalb spreche ich mittlerweile von „meinen Ju-
gendlichen“. Bei den Erwachsenen bleiben die Verfahren in den je-







Ergänzungsfrage: Und wie sieht die Zusammenarbeit mit dem 
Jugendrichter aus? 
Fr. Wilmsmann: 
Grundsätzlich muss man hier das Ermittlungsverfahren vom Strafver-
fahren trennen. So lange das Verfahren bei mir ist spricht man vom Er-
mittlungsverfahren. Sobald ich Anklage erhebe, geht das Ermittlungs-
verfahren in das Strafverfahren über. Ab diesem Zeitpunkt hat dann 
letztendlich der Jugendrichter das Verfahren in der Hand. Allerdings 
hat die Staatsanwaltschaft insoweit noch eine gewisse Überwachungs-
kontrollfunktion. 
Im Rahmen des Strafverfahrens vertrete ich eben die Anklage vor 
Gericht und halte entsprechend Plädoyer, der Richter entscheidet. 
Eine Zusammenarbeit findet dann konkret hauptsächlich nur noch im 
Rahmen des Bewährungsverfahrens statt. D.h. steht ein Jugendlicher 
unter Bewährung, hat der Jugendrichter die Bewährungszeit und die zu 
erfüllenden Auflagen während der Bewährungszeit zu überwachen. 
Kommt es hier zu Unstimmigkeiten, d.h. erledigt z.B. ein Jugendlicher 
seine Auflagen nicht, hört der Jugendrichter die Staatsanwaltschaft an 
und entscheidet dann ggf. im Sinne der Staatsanwaltschaft.  
 
 
III. Zusammenarbeit der am Jugendstrafverfahren beteiligten 
Institutionen im Landkreis Freudenstadt 
 
1. Was funktioniert gut an der Zusammenarbeit? 
Fr. Wilmsmann: 
Besonders hervorzuheben ist hier der kurze und schnelle Draht zur 
Jugendgerichtshilfe. Man muss dazu sagen, dass das sicherlich auf 
dem Land einfacher ist als in der Stadt, denn ich als Jungendstaats-
anwältin persönlich habe letztendlich drei konkrete Ansprechpartner 
bei der Jugendgerichtshilfe.  
Der offene Austausch ist ebenfalls hervorzuheben. D.h. mittlerweile 
kennt man sich und seine Jugendlichen und die Jugendgerichtshelfer, 
sodass hier ein kurzer offener Austausch an Problemen, Gedanken 
jederzeit möglich ist. Das ist meiner Meinung nach, vor allem um dem 
Erziehungsgedanken gerecht zu werden, besonders wichtig.  
 
2. Gibt es Probleme/Hindernisse im Bereich der Zusammenarbeit? 
Fr. Wilmsmann: 
Bei mir sind keine Probleme, Hindernisse in der Zusammenarbeit mit 
den anderen Institutionen vorhanden. Hier möchte ich einfach nochmal 
betonen, dass das sicherlich auch daran liegen kann, dass man sich 
untereinander eben kennt und nicht die Verhältnisse wie in einer 
Großstadt vorliegen. Dort ist viel mehr Personal für den gleichen Be-
reich zuständig ist. D.h. in den Großstädten gibt es viel mehr Staats-
anwälte, die Jugendliche bearbeiten und natürlich auch viel mehr Ju-
gendgerichtshelfer weil die Bevölkerungszahl dies erfordert. Um für je-
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den Fall den zuständigen Jugendgerichtshelfer zu finden muss man 
sich erst durchfragen. Das schreckt natürlich teilweise ab.  
Die ständige Fluktuation im Berufsfeld der Staatsanwaltschaft er-
schwert die Zusammenarbeit in den Großstädten natürlich auch noch 
besonders. 
Auch Datenschutzrechtlich habe ich hier keine Probleme, denn die Po-
lizei schickt ja nicht nur mir den Verfahrensvorgang, sondern auch der 
Jugendgerichtshilfe. D.h. die Daten und Fakten sind auch der Jugend-
gerichtshilfe sowieso schon bekannt, sodass man da offen miteinander 
sprechen kann.  
 
3. Was ist ihrer Meinung nach für eine gute Zusammenarbeit im 
Hinblick auf die schnelle und effektive Bekämpfung von 
Jugendkriminalität wichtig? 
Fr. Wilmsmann: 
Hierbei kann ich letztendlich darauf verweisen was bei uns im Bereich 
Freudenstadt hinsichtlich der Zusammenarbeit gut funktioniert. Näm-
lich: der kurze und schnelle Draht, aber auch der offene Austausch an 
Eindrücken und Meinungen. Das bezieht sich nicht nur auf die Zu-
sammenarbeit mit der Jugendgerichtshilfe, sondern auch mit allen an-
deren Institutionen.  
Wichtig ist natürlich auch noch der schnelle Informationsfluss im Zu-
sammenhang mit der Polizei, denn hier ist es wichtig, gegebenenfalls 
schnell zu reagieren, nicht nur um die Taten des Jugendlichen zu ahn-
den, sondern auch im Hinblick auf das Strafverfahren gegebenenfalls 
Beweismittel zu sichern.  
 
4. Könnte die Zusammenarbeit im Landkreis Freudenstadt Ihrer 
Meinung nach verbessert werden? Wenn ja, wie?  
Fr. Wilmsmann: 
Da habe ich eigentlich keine weiteren Verbesserungsvorschläge. Zu-
mindest derzeit. Man weiß nie, wie sich das Personal entwickelt, d.h. in 
wie weit einzelne Jugendgerichtshelfer, Polizeibeamte oder auch Be-
währungshelfer wechseln.  
Um den guten Kontakt und die gute Zusammenarbeit auch bei einem 
Personalwechsel weiter aufrecht erhalten zu können, sollte man sich 
daher auf jeden Fall regelmäßig treffen und sich eben kennen lernen. 
Es kommt also primär darauf an, ob bei allen Beteiligten eine ent-
sprechend große Kooperationsbereitschaft vorhanden ist.  
Daher ist die derzeitig sehr gute Zusammenarbeit mit Sicherheit vor 




Anlage 8:  
Interview mit Hr. Benz, Direktor und Jugendrichter des Amtsgerichts 
Freudenstadt  
 
Herr Axel Benz 
Amtsgericht Freudenstadt 
 
Termin: 20.08.2015, 14.30 Uhr 
 
 
I. Angaben zur Person und zum Beruf 
 
1. Herr Benz, darf ich Sie bitten, sich kurz vorzustellen, dabei Ihre 
Berufsbezeichnung zu nennen und kurz zu erklären, wie lange Sie 
schon in diesem Beruf arbeiten?   
Hr. Benz: 
Mein Name ist Axel Benz. Ich bin der Direktor des Amtsgerichts hier in 
Freudenstadt. Ich arbeite seit 1976 als Richter und bin seit 1999 Di-
rektor hier beim Amtsgericht Freudenstadt. Seit dem Jahr 2000 bear-
beite ich nur noch Fälle im Strafrecht, vorher habe ich aber alle Rechts-
gebiete bearbeitet.  
 
2. Wie beschreiben Sie Ihre Aufgaben in Ihrem derzeitigen Beruf als 
Jugendrichter? 
Hr. Benz: 
Als Jugendrichter habe ich die Aufgabe, Fälle von der Staatsanwalt-
schaft, die im Bereich der Jugendkriminalität noch zum Amtsgericht 
kommen, zu bearbeiten. 
Es ist dabei meine Aufgabe zu entscheiden, ob eine Hauptverhandlung 
durchzuführen ist. Wenn eine Hauptverhandlung erforderlich ist, dann 
ist es meine Aufgabe, diese durchzuführen, das Urteil zu machen und 
anschließend auch zu vollstrecken. Der Jugendrichter macht die Voll-





II. Das Jugendstrafverfahren 
 
1. Wie sind Sie im Rahmen Ihres Berufes am Jugendstrafverfahren 
beteiligt? 
Was sind dabei Ihre Aufgaben? 
Hr. Benz: 
Ich bin hier in Freudenstadt der zuständige Richter im Jugendstrafver-
fahren. Wenn also von der Staatsanwaltschaft in einer Jugendstraf-




zum Urteil am Schluss. Es ist meine Aufgabe, in der Hauptverhandlung 
aufzuklären, ob aus erzieherischen Gründen eine Maßnahme notwen-
dig ist, wenn ja, welche und dann auch ein entsprechendes Urteil zu 
treffen.  
 
Zwischenfrage: Wie sieht denn der grobe Ablauf eines Jugend-
strafverfahrens aus? 
Hr.Benz:  
Es ist so, dass die Polizei ermittelt, wenn ihr eine Straftat gemeldet 
oder bekannt wird. Wenn die Ermittlungen abgeschlossen sind, dann 
schickt die Polizei die Akte an die Staatsanwaltschaft. Gegebenenfalls 
kann die Polizei aber auch schon im Vorhinein Kontakt mit der Staats-
anwaltschaft aufnehmen, wenn sie anfragen will, ob sie im Einzelfall 
weiter ermitteln soll oder nicht.  
Wenn die Staatsanwaltschaft die Akte erhalten hat, dann hat sie 
mehrere Möglichkeiten, wie in jedem Straf- bzw. Jugendverfahren.  
 
Wenn die Staatsanwaltschaft zur Entscheidung kommt, dass die Akte 
keinen ausreichenden Tatverdacht hergibt, das ist z.B. dann der Fall 
wenn der Angeklagte nicht als Täter festgestellt werden kann oder aus 
irgendwelchen Gründen Zweifel daran bestehen oder die Tat gar nicht 
strafbar ist, dann kann die Staatsanwaltschaft das Verfahren auch bei 
Jugendlichen nach § 170 StPO einstellen.  
Wenn sie aber einen hinreichenden Tatverdacht bejaht, dann kann die 
Staatsanwaltschaft nun Anklage beim Jugendrichter erheben, soweit 
nicht von vornherein eine Jugendstrafe oder ein Schuldspruch nach § 
27 JGG zu erwarten ist. Wenn von vornherein als Ergebnis eine dieser 
Maßnahmen zu erwarten ist, dann hat die Staatsanwaltschaft nicht 
beim Jugendrichter im Amtsgericht Anklage zu erheben, sondern beim 
Jugendschöffengericht.  
Stellt sich aber erst im Laufe des Verfahrens beim Amtsgericht heraus, 
dass doch eine Jugendstrafe oder ein Schuldspruch nach § 27 not-
wendig ist, dann darf der Jugendrichter diese Maßnahmen verhängen. 
Er darf aber keine Jugendstrafe über einem Jahr verhängen. Wenn 
sich in der Hauptverhandlung allerdings herausstellt, dass eine Ju-
gendstrafe über einem Jahr zu verhängen ist, dann hat der Jugend-
richter das Verfahren an das Jugendschöffengericht abzugeben. Die 
Staatsanwaltschaft hat dann auch noch die Möglichkeit z.B. bei Straf-
unmündigkeit nach § 152 StPO einzustellen.  
 
Neben der Anklage kann sie zudem auch ein so genanntes Verein-
fachtes Jugendverfahren beantragen.  
In diesem Vereinfachten Jugendverfahren wird dann bei hinreichen-
dem Tatverdacht sofort ein Termin bestimmt. Beim Verhandlungster-
min des Vereinfachten Verfahrens muss die Staatsanwaltschaft nicht 
anwesend sein. In diesem Vereinfachten Verfahren, das nur gegen Ju-
gendliche, nicht aber gegen Heranwachsende möglich ist, können nur 




Schuldspruch ohne Strafe nach § 27 JGG oder eine Jugend-strafe 
nach § 17 JGG.  
 
Bei der Anklage ist es so, dass die Akte dann dem Richter vorgelegt 
wird. Der Richter sendet diese Anklage dann an den Jugendlichen und 
an die gesetzlichen Vertreter. Diese können bis zu einer bestimmten, 
festgesetzten Frist zu dieser Anklage Stellung nehmen. Nach Ablauf 
dieser Frist wird dann darüber entschieden, ob ein Hauptverfahren er-
öffnet wird. Die Eröffnung des Hauptverfahrens ergeht in der Regel 
durch einen getrennten Beschluss. Es wird dann auch sofort der Ter-
min zur Hauptverhandlung bestimmt.  
 
Wieder zurück zur Staatsanwaltschaft. Sie kann also Antrag auf Ver-
einfachtes Verfahren stellen, oder eine Anklage erheben oder nach 
verschiedenen Möglichkeiten einstellen und dann hat sie aber auch 
noch die Möglichkeit, im Rahmen der Diversion gem. §§ 45, 47 JGG zu 
verfahren. Das geht in der Regel im Zusammenwirken mit dem Ju-
gendamt. Das Jugendamt ist ja näher an dem Jugendlichen dran, als 
die Staatsanwaltschaft es ist. Diese Einstellungsmöglichkeiten gibt es 
mit oder ohne Auflage. 
 
In der Hauptverhandlung vor dem Jugendrichter ist dann alles mö-
glich,was das Gesetz vorsieht. Der Jugendrichter kann bei geringer 
Schuld nach § 47 JGG ebenfalls mit oder ohne Auflage oder Wie-
sungen einstellen. Er kann Erziehungsmaßregeln oder Zuchtmittel ver-
hängen, die sich aus den §§ 9 und 13 mit entsprechenden Zwischen-
vorschriften ergeben und kann auch die Jugendstrafe verhängen. Die 
Jugendstrafe kann dann mit oder ohne Bewährung verhängt werden, je 
nachdem, ob der Angeklagte bzw. der Jugendliche oder Heranwach-
sende schon Voreintragungen hat oder nicht.  
 
Zum Schuldspruch ohne Strafe nach § 27 JGG ist vielleicht noch 
darauf hinzuweisen, dass dieser dann verhängt wird, wenn noch nicht 
sicher ist, ob die Tat, auf die es ankommt, auf schädlichen Neigungen 
beruht. Wenn das noch nicht sicher ist, dann kann als Vorstufe zur 
Jugendstrafe ein Schuldspruch ohne Strafe nach § 27 JGG verhängt 
werden.  
D.h. der Jugendliche oder Heranwachsende wird zwar schuldig ge-
sprochen, die Entscheidung über die Verhängung einer Jugendstrafe 
aber zur Bewährung ausgesetzt. Dabei ist die maximale Bewährungs-
zeit in diesem Fall zwei Jahre. Länger darf hier keine Bewährungszeit 
festgesetzt werden. Zeigt der Jugendliche oder Heranwachsende in 
der Bewährungszeit ein negatives Verhalten, indem er z.B. Auflagen 
oder Weisungen nicht erfüllt, die ihm im Bewährungsbeschluss auf-
erlegt wurden, oder wird er wieder erneut straffällig, dann wird in dem 
Verfahren nach § 27 JGG durch einen Beschluss festgestellt, dass 
jetzt davon ausgegangen wird, dass die Tat auf schädlichen Neigung-




stimmt. In diesem Hauptverhandlungstermin wird dann schließlich die 
aufgeschobene Jugendstrafe, mit oder ohne Bewährung, gegen den 
Jugendlichen bzw. Heranwachsenden verhängt.  
Wenn man aber feststellen kann, dass die Entwicklung nicht negativ 
verläuft, dann bleibt es beim Schuldspruch und dieser wird dann nach 
der Bewährungszeit erlassen.  
 
2. Wie sieht dabei die Konkrete Zusammenarbeit mit der 
Jugendgerichtshilfe aus? 
Hr. Benz: 
Die Jugendgerichtshilfe bereitet in der Regel einen schriftlichen Bericht 
für das Jugendgericht vor. Der Bericht gelangt schon vor der Hauptver-
handlung zu den Akten und wird vom Jugendrichter berücksichtigt. 
Ausnahme wäre dann, wenn der Jugendliche oder auch die Eltern 
nicht zum Jugendamt gehen. Dann kann in der Regel erst in der 
Hauptverhandlung ein solcher Bericht erstellt werden. Der Bericht ist 
für das Gericht von großer Bedeutung. Ganz einfach deshalb, weil der 
Jugendrichter selbst, den Jugendlichen oder Heranwachsenden ja im 
Normalfall erst in der kurzen Hauptverhandlung sieht und nicht näher-
es aus seinem Umfeld weiß. Darum ist der Bericht der Jugendge-
richtshilfe sehr wichtig für den Jugendrichter. 
Weiter hat die Jugendgerichtshilfe natürlich die Aufgabe, nach einem 
Urteil, in dem Weisungen oder Auflagen verhängt wurden, dem Gericht 
mitzuteilen, ob der Jugendliche diesen Weisungen und Auflagen nach-
kommt. Sollte letzteres nicht der Fall sein, dann wird wieder ein Termin 
bestimmt, in dem der Jugendliche vom Jugendrichter angehört wird. 
Sollte sich dabei ergeben, dass er verschuldet diesen Auflagen oder 
Weisungen nicht nachkommt, dann wird in der Regel ein Ungehor-
samsarrest gegen den Jugendlichen festgesetzt.  
In diesem Ungehorsamsarrest wird dann festgesetzt, dass er am 
Wochenende oder auch eine ganze Woche in den Jugendarrest muss. 
Damit ist der Jugendliche dann aber noch nicht von seinen Weisungen 
oder Auflagen entbunden. Diese muss er trotzdem erbringen. Wenn er 
das auch in Folge nach dem Arrest nicht macht, dann kann nochmals 
so ein Arrest festgesetzt werden. In der Regel wird aber bereits nach 
der Festsetzung des Arrestes, ohne dass dieser vollstreckt wird, die 
Weisung oder Auflage erfüllt. In diesem Fall verzichtet der Jugend-
richter dann auch auf die Vollstreckung dieses Arrestes. 
 
Allgemein ist es auch so, dass in der Regel der Antrag der Jugend-
gerichtshilfe als Vorschlag übernommen wird. Allerdings ist das Gericht 
daran nicht gebunden. In der Regel wird der Antrag der Jugend-








Zwischenfrage: D.h. die Jugendgerichtshilfe schlägt Maßnahmen 
bzw. Weisungen vor und berät dadurch den Jugendrichter?  
Hr. Benz: 
Richtig. Die Jugendgerichtshilfe ist hier ja quasi näher an dem Ange-
klagten und auch an den Eltern dran und kann daher im Normalfall 
vernünftigere Maßnahmen vorschlagen als es das Gericht, das den Ju-
gendlichen und seine Eltern ja nur kurz kennt. 
  
3. Mit welchen weiteren Institutionen arbeiten Sie im Rahmen des 
Jugendstrafverfahrens zusammen? 
Hr. Benz: 
Im Jugendstrafverfahren arbeite ich im Normalfall mit keinen weiteren 
Institutionen außer mit der Bewährungshilfe zusammen.  
Wenn ich eine Jugendstrafe oder einen Schuldspruch ohne Strafe mit 
Bewährung festsetze, dann bekomme ich neben der Jugendgerichts-
hilfe natürlich auch von der Bewährungshilfe Berichte, die für mich in 
Bezug auf das weitere Vorgehen und für weitere Entscheidungen wich-
tig sind. 
 
4. Wie sieht die Zusammenarbeit mit diesen Institutionen jeweils 
konkret aus? 
Hr. Benz:  
Die Bewährungshilfe wird von mir in der Regel alle drei Monate, bei 
Jugendlichen manchmal auch häufiger, um einen Bericht gebeten. Sie 
nimmt auch häufig telefonisch mit mir Kontakt auf, wenn irgendetwas 
schief geht. Gelegentlich kommt es dann dazu, dass ich aufgrund des 
Berichtes der Bewährungshilfe sofort und auch recht schnell einen An-
hörungstermin bestimme um mit dem Jugendlichen zu besprechen, 
dass es nicht gut läuft und ihm aufzuzeigen, welche Folgen es hat, 
wenn er weiterhin z.B. nicht entsprechend mit der Bewährungshilfe 




III. Zusammenarbeit der am Jugendstrafverfahren beteiligten 
Institutionen im Landkreis Freudenstadt 
 
 
1. Was funktioniert gut an der Zusammenarbeit? 
Hr. Benz: 
Ich arbeite im Normalfall ja nur mit der Jugendgerichtshilfe zusammen. 
Die Zusammenarbeit ist hervorragend. Ich schätze hier an der Zu-
sammenarbeit, dass die Jugendgerichtshelfer, die bei mir tätig sind, 
sehr wohl auch mal hervorheben, wenn härtere Maßnahmen ergriffen 
werden müssen und auch hervorheben, wenn es in einem Fall mal 






2. Gibt es Probleme/Hindernisse im Bereich der Zusammenarbeit? 
Hr. Benz: 
Probleme und Hindernisse gibt es aus meiner Sicht derzeit nicht. Man 
kennt sich untereinander und es sind kurze Wege vorhanden. Die Ju-
gendgerichtshilfe kann mich kontaktieren. Ich kontaktiere sie aber ge-
nauso, wenn ich es z.B. für notwendig erachte, dass in einem Fall 
schnell etwas geschehen muss. Deshalb kann ich nur sagen, dass die 
Zusammenarbeit hier in Freudenstadt sehr gut ist. 
 
Zwischenfrage: Wie sieht es mit Datenschutz aus? Liegt dadurch 
manchmal ein Hindernis vor? 
Hr. Benz: 
Ich beziehe mich nur auf die Fälle, die ich gemeinsam mit der Jugend-
gerichtshilfe bearbeite. Sobald die Jugendgerichtshilfe am selben Fall 
beteilig ist, gibt es hier keine datenschutzrechtlichen Geschichten, die 
Probleme machen könnten. 
 
3. Was ist ihrer Meinung nach für eine gute Zusammenarbeit im 
Hinblick auf die schnelle und effektive Bekämpfung von 
Jugendkriminalität wichtig? 
Hr. Benz: 
Meines Erachtens ist die Polizei vor Ort sehr wichtig. Die Polizei kennt 
die Plätze, an denen sich Jugendliche in der Regel aufhalten und kann 
dort daher auch rechtzeitig und schnell eingreifen. Ich halte es auch für 
sehr, sehr wichtig, dass genügend Polizeikräfte da sind, um dann, 
wenn eine Tat begangen wurde, sehr schnell ermitteln und die Akten 
sehr schnell der Staatsanwaltschaft vorlegen zu können. Nur dann 
kann man den Jugendlichen schnell erreichen. Denn das ist das 
wichtigste, das es überhaupt gibt. Ein schnelles Ermittlungsverfahren, 
eine schnelle Hauptverhandlung und ein schnelles Urteil sind sehr 
wichtig. Denn nach einem halben Jahr hat der Jugendliche in der 
Regel schon vergessen, was er gemacht hat. Wichtig ist einfach auch 
der Bezug zur Tat und deshalb muss man in diesem Bereich recht 
schnell tätig sein und das hängt eben auch immer mit der Besetzung 
der Polizei im Bereich Jugendkriminalität zusammen.  
Ich bin mit der Besetzung der Polizei im Landkreis Freudenstadt zu-
frieden. 
 
4. Könnte die Zusammenarbeit im Landkreis Freudenstadt Ihrer 
Meinung nach verbessert werden? Wenn ja, wie?  
Hr. Benz: 
An und für sich eher nein. Ich sehe die zuständigen Jugendgerichtshel-
fer praktisch wöchentlich, sodass wir bei diesen Treffen auch andere 
Fälle besprechen können. Durch diesen direkten Kontakt, den ich 
ständig zu der Jugendgerichtshilfe habe, ist eine Verbesserung aus 





Anlage 9:  
Interview mit Hr. Gaus, Bewährungshelfer im Landkreis Freudenstadt 
 
Herr Reinhard Gaus 
Bewährungshilfe NEUStart GmbH Rottweil 
 




I. Angaben zur Person und zum Beruf 
 
 
1. Herr Gaus, darf ich Sie bitten, sich kurz vorzustellen, dabei Ihre 
Berufsbezeichnung zu nennen und kurz zu erklären, wie lange Sie 
schon in diesem Beruf arbeiten?   
Hr. Gaus: 
Reinhard Gaus, 46 Jahre, Bewährungshelfer. Ich bin seit 1999 in der 
Bewährungshilfe und seit 2006 bei NEUStart als Bewährungshelfer 
tätig.   
 
 
2. Wie beschreiben Sie Ihre Aufgaben in Ihrem derzeitigen Beruf? 
Hr. Gaus: 
Mein gesetzlicher Auftrag nach dem JGG ist, dass ich helfend und be-
treuend wirken soll und die Auflagen und Weisungen, die dem Klienten 
vom Gericht auferlegt wurden, zu kontrollieren habe. Man spricht da-
bei von einem „doppelten Mandat“.   
Auf der einen Seite stehen „helfen und betreuen“. Das setzt voraus, 
dass ein Vertrauensverhältnis zum Klienten besteht. Auf der anderen 
Seite steht „Auflagen und Weisungen überwachen“. Das bedeutet 
auch, dass man Druck machen muss, dass man Unregelmäßigkeiten 
dem Gericht berichten muss.  
In der eigentlichen Arbeit ist es so, dass es immer wieder Rückfälle 
gibt. Die Klienten, die zu uns kommen, haben diverse Schwierigkeiten 
und Defizite. Diese gilt es zu beheben. Dabei gibt es immer wieder 
Rückfälle. Wir versuchen in diesen Fällen immer wieder neu zu starten 
und mit den Klienten die Bewährungszeit nicht nur zu überstehen, 
sondern den Klienten auch eine Prognose zu geben, die sie befähigt, 








Zwischenfrage: Können Sie kurz erklären was Bewährung genau 
ist? 
Hr. Gaus: 
Es gibt bei der Bewährung zwei Varianten. Die erste Variante ist, dass 
jemand verurteilt wird und die Strafe, z.B. 1 Jahr, für eine bestimmte 
Zeit zur Bewährung ausgesetzt wird z.B. 2 oder 3 Jahre. In der Be-
währungszeit darf der Täter nicht mehr straffällig werden d.h. er muss 
sich bewähren. Der Täter hat verschiedene Auflagen und Weisungen 
zu erfüllen wie z.B. bei Drogendelikten Urinkontrollen, zur psycholo-
gischen Beratungsstelle gehen, gemeinnützige Arbeit leisten. Da gibt 
es noch diverse andere Möglichkeiten. Wenn der Täter die Bewähr-
ungszeit durchsteht ohne neue Straftaten zu begehen und  alle Aufla-
gen und Weisungen erfüllt, wird nach Ende der Bewährungszeit die 
Strafe erlassen und der Täter ist dann so zu sagen wieder ein unbe-
schuldeter Bürger.  
Dann gibt es Klienten, die schon aus dem Gefängnis kommen. Ent-
weder war die Prognose bei der Verurteilung so schlecht oder das 
Strafmaß war so hoch, dass das Gericht die Strafe nicht mehr zur Be-
währung aussetzen konnte. Diese Personen kommen dann aus dem 
Gefängnis raus und haben eine Reststrafe z.B. 6 Monate. Die Rest-
strafe wird ebenfalls zur Bewährung ausgesetzt, z.B. für 2-3 Jahre und 
dann ist der Ablauf gleich wie bei einer sofort ausgesprochenen Be-
währung durch den Richter. 
Voraussetzung für eine Bewährungsstrafe ist, dass das Strafmaß nicht 
über zwei Jahren liegt. Es können nur alle Strafen mit einer Dauer bis 
zu zwei Jahren zur Bewährung ausgesetzt werden.  
Man kann unter Bewährung gestellt werden, wenn man beim Amts-
gericht verurteilt wird, per Strafbefehl oder wenn man schon in Haft ist 
und dann aufgrund seines positiven Verhaltens in der Haft, nach zwei 
Dritteln, das restliche Drittel der Haftstrafe zur Bewährung ausgesetzt 
bekommt. Bei einer Haftstrafe von 18 Monaten bleiben dann z.B. 6 
Monate offen. Diese 6 Monate werden dann über den Zeitraum von ca. 
2 oder 3 Jahren zur Bewährung ausgesetzt. Alles weitere funktioniert 
gleich wie wenn das Amtsgericht sofort eine Bewährungsstrafe erteilt.  
 
 
3. Welche schulische/studentische Laufbahn haben Sie für diesen 
Beruf durchlaufen? 
Hr. Gaus: 
Ich bin über den Zivildienst zur Sozialarbeit gekommen und habe dann 
in Nürnberg an der Georg-Simon-Ohm Fachhochschule vier Jahre So-









II. Das Jugendstrafverfahren 
 
 
1. Wie sind Sie im Rahmen Ihres Berufes am Jugendstrafverfahren 
beteiligt? 
Was sind dabei Ihre Aufgaben? 
Hr. Gaus: 
Das Gesetz schreibt vor, dass jeder Jugendliche, der verurteilt wird 
und mindestens einen Schuldspruch nach §27 JGG erhält, einen Be-
währungshelfer zugeteilt bekommt.  
Meine Aufgaben sind dabei zum einen die Auflagen und Weisungen 
des Gerichts zu überwachen und zum anderen den Probanden „hel-
fend und betreuend“ zur Seite zu stehen. Eine Weisung des Gerichts 
ist auch, dass der Jugendliche der Bewährungshilfe unterstellt ist. Das 
bedeutet, dass sich der Jugendliche in von der Bewährungshilfe fest-
gelegten Abständen bei der Bewährungshilfe melden und Rede und 
Antwort stehen muss. Wie oft er sich bei der Bewährungshilfe melden 
muss, hängt von seinen Defiziten ab. So muss sich z.B. im Erwach-
senenbereich ein Familienvater, der in Arbeit steht, keine Schulden 
hat, seine Suchtproblematik wöchentlich bei der Suchtberatungsstelle 
bearbeitet, weniger bei der Bewährungshilfe vorsprechen, als ein Ju-
gendlicher, der obdachlos ist und bei dem die Sorge besteht, dass er 
jede Woche eine neue Straftat verüben könnte.  
Wenn die Termine bei der Bewährungshilfe nicht eingehalten werden, 
wird die Bewährungshilfe das Aufsicht führende Gericht informieren. 
Das Gericht wird den Jugendlichen dann anschreiben. Wenn es dann 
immer noch nicht funktioniert, wird der Jugendliche zu einer rich-
terlichen Anhörung einberufen, bei der die Bewährungshilfe dann auch 
dabei ist und in der besprochen wird, wie es weiter gehen kann. Wenn 
man sich der Bewährungshilfe im schlimmsten Falle entzieht und wei-
tere Straftaten im Raum sind, erfolgt der Widerruf der Bewährung. Die 
Bewährungshilfe hat dabei eine Schweigepflicht allen gegenüber, 
außer dem Gericht. Wenn also etwas unregelmäßig läuft, muss ich das 
dem Richter mitteilen, aber weder der Polizei, noch der Staatsanwalt-
schaft, noch der Jugendgerichtshilfe, noch sonst irgendjemand.  
 
Weiter ist die Bewährungshilfe am Jugendstrafverfahren beteiligt, wenn 
es ein Zweitverfahren gibt d.h. wenn der Proband erneut straffällig wird 
und deshalb eine neue Verhandlung ansteht. Dann ist im Gesetz 
verankert, dass die Bewährungshilfe gehört werden soll. Ich habe als 
Bewährungshelfer also den Anspruch, dass ich beim Zweitverfahren 
anwesend bin und der Richter die Bewährungshilfe nutzen kann, um 
aktuelle Informationen über den Probanden zu bekommen. Im Ver-
gleich zur Jugendgerichtshilfe, die der Jugendrichter hören muss und 
die auch einen Vorschlag zum Strafmaß hat, ist die Bewährungshilfe 
eigentlich am aktuellen Fall viel näher dran. Aus meiner Sicht ist es so, 
dass die Jugendgerichtshilfe die Anamnese bis zur Verhandlung 
macht. D.h. Kindheit, Schule, besondere Vorkommnisse. Ab dem Zeit-
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punkt, an dem allerdings ein Bewährungshelfer eingeschaltet ist, ist die 
Jugendgerichtshilfe eher im Hintergrund.  
Der Richter erwartet von der Bewährungshilfe eine Einschätzung, bzw. 
eine Prognose. Geht die Bewährungshilfe davon aus, dass der Ju-
gendliche, aufgrund seines Verhaltens in der bisherigen Bewährungs-
zeit, erneut straffällig wird? Oder kann die Bewährungshilfe doch er-
kennen, dass es Fortschritte gegeben hat? Die Bewährungshilfe wird 
in ihrer Stellungnahme dann auch flankierende Auflagen und Wei-
sungen anregen und dem Richter die passenden Maßnahmen mit-
teilen. Ob der Richter diese Vorschläge dann annimmt oder nicht ist 
ihm selbst als Herrn des Verfahrens überlassen.  
 
Zwischenfrage: Was bedeutet „helfend und betreuend“ zur Hilfe 
stehen genau? 
Hr. Gaus: 
 „Helfend und betreuend“ bedeutet, dass mit dem Probanden eine 
Anamnese gemacht wird und dabei festgestellt wird, wo seine Defizite 
sind. Wieso ist er straffällig geworden? Was ist möglich? Was kann 
man machen? Was kann ich gemeinsam mit dem Probanden machen, 
dass so was in Zukunft nicht mehr passiert? Das ganze basiert ein 




2. Wie sieht dabei die konkrete Zusammenarbeit mit der 
Jugendgerichtshilfe aus? 
Hr. Gaus: 
Nach § 38 JGG sollen die Jugendgerichtshilfe und Bewährungshilfe 
zusammen arbeiten.  
Die Jugendgerichtshilfe ist im Erstverfahren mit dem Jugendlichen be-
fasst. Sie ist in der Familie mit drin und hat gewisse Vorarbeit geleistet, 
indem sie einen Bericht an das Gericht schickt, der eine Anamnese 
und einen Strafmaßvorschlag beinhaltet.  
Die Bewährungshilfe wird erst dann beigeordnet, wenn der Jugend-
liche beim Erstverfahren verurteilt wird. Die Jugendgerichtshilfe stellt 
der Bewährungshilfe dann die Vorerhebungen und das Wissen, das sie 
bis dahin hat, zur Verfügung.  
Im Zweitverfahren ist es dann so, dass die Bewährungshilfe näher am 
Probanden dran ist und die Jugendgerichtshilfe eher im Hintergrund 
ist. Im Zweitverfahren ist es dann aber ja dennoch so, dass die Ju-
gendgerichtshilfe gehört werden muss und auch einen Vorschlag für 
das Strafmaß bringen muss. In diesem Fall macht es dann Sinn, dass 
sich Jugendgerichtshilfe und Bewährungshilfe vor dem Zweitverfahren 
abstimmen und Informationen austauschen und vielleicht auch ge-
meinsam überlegen, ob es Sinn macht, nochmal eine Bewährungs-
strafe anzuregen oder ob es eher Sinn macht, dass der Jugendliche in 
Arrest soll.  
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Des Weiteren sollte es optimaler Weise auch so sein, dass sich Ju-
gendgerichtshilfe und Bewährungshilfe kollegial beraten können und 
verschiedene Möglichkeiten erörtern können, um dadurch eine pass-
ende Maßnahme zu finden.  
 
 
3. Mit welchen weiteren Institutionen arbeiten Sie im Rahmen des 
Jugendstrafverfahrens zusammen? 
Hr. Gaus: 
Zur Zusammenarbeit mit anderen Institutionen muss man voraus 
schicken, dass die Bewährungshilfe eine Schweigepflicht jedem ge-
genüber hat, außer dem Aufsicht führenden Gericht. Dem Aufsicht 
führenden Gericht ist die Bewährungshilfe berichtspflichtig. D.h. immer 
wenn der Richter einen Bericht haben möchte, bekommt er diesen. Die 
Bewährungshilfe ist verpflichtet zu berichten, wenn sie von einer neuen 
Straftat [des Jugendlichen] erfährt oder wenn es dauerhaft Verstöße 
gegen die Auflagen und Weisungen gibt.  
Sonst arbeitet die Bewährungshilfe vor allem mit Institutionen zu-
sammen, die im Rahmen der Auflagen und Weisungen am Einzelfall 
beteiligt sind wie z.B. die Suchtberatungsstelle oder die psycho-
logische Beratungsstelle. Dabei muss es immer so sein, dass sowohl 
die Bewährungshilfe, als auch die andere Institution eine Schweige-
pflichtsentbindung vom Jugendlichen vorliegen hat.  
Die Bewährungshilfe darf nicht mit der Polizei und der Staatsanwalt-
schaft in Kontakt treten. Sollte es Anfragen von diesen beiden Institu-
tionen geben, muss die Bewährungshilfe auf den Jugendrichter ver-
weisen. An diesen können sich die Staatsanwaltschaft und Polizei 
dann wenden und dieser wird dann über mich Auskunft geben.  
Die Bewährungshilfe soll auch mit den Schulen und den Ausbildungs-
stellen zusammen arbeiten. Dabei hat die Bewährungshilfe ein Aus-
kunftsrecht. Im wirklichen Leben ist die Umsetzung dieses Aus-
kunftsrechts aber schwierig, da die Bewährungshilfe ja ohne Schwei-
gepflichtsentbindung von der Schule keine Auskunft geben darf.  
 
 
4. Wie sieht die Zusammenarbeit mit diesen Institutionen jeweils 
konkret aus? 
Hr. Gaus: 
Die Zusammenarbeit mit den Institutionen sieht so aus, dass die Be-
währungshilfe die Jugendlichen im Rahmen der Auflagen und Weis-
ungen an die Institutionen vermittelt und, dass sie dann zusammen mit 
der Institution mit dem Jugendlichen arbeitet und durch Absprachen 
die Erfüllung der Auflagen überwacht. Zudem ist die Bewährungshilfe 
Vermittlungsperson zwischen den Institutionen, dem Jugendlichen und 







III. Zusammenarbeit der am Jugendstrafverfahren beteiligten 
Institutionen im Landkreis Freudenstadt 
 
 
1. Was funktioniert gut an der Zusammenarbeit? 
Hr. Gaus: 
Im Landkreis Freudenstadt sind die einzelnen Institutionen gut vernetzt 
und es herrscht auch ein Klima des gegenseitigen Respekts. Dadurch 
gibt es einen zielgerichteten, sinnvollen Umgang mit einander. 
Für den Bewährungshelfer vor Ort bedeutet das, dass er sich ein Netz-
werk aufbauen muss. Das funktioniert durch persönliche Kontakte und 




2. Gibt es Probleme/Hindernisse im Bereich der Zusammenarbeit? 
Hr. Gaus: 
Als Problem oder Hindernis könnte man anführen, dass wenn Jugend-
liche nicht kooperativ sind und eben keine Schweigepflichtsentbindung 
erteilen, dass dann den verschiedenen Institutionen die Hände gebun-
den sind. Dann kommt man nicht an wichtige Informationen heran, die 
für eine sinnvolle Betreuung von Jugendlichen wichtig wäre.  
Aus meiner Sicht wäre in der Zusammenarbeit mit der Jugendge-
richtshilfe auch ein weiteres Hindernis, wenn in anderen Landkreisen 
der allgemeine Soziale Dienst die Jugendgerichtshilfe in Personalunion 
mit bewältigen würde. Das bedeutet, dass es keine Spezialisierung gibt 
was die Jugendgerichtshilfe angeht. Das schlägt sich aus meiner Sicht 
auf die Fachlichkeit durch. Aus meiner Sicht sollte die Jugendge-
richtshilfe als eigenständiges Berufsbild von Kollegen im Landratsamt 
durchgeführt werden.    
 
 
3. Was ist ihrer Meinung nach für eine gute Zusammenarbeit im 
Hinblick auf die schnelle und effektive Bekämpfung von 
Jugendkriminalität wichtig? 
Hr. Gaus: 
Aus meiner Sicht kann eine gute Vernetzung und eine gute Koopera-
tion im Landkreis nur so stattfinden, indem sich die einzelnen Institu-
tionen kennen und, dass ein gewisses Vertrauensverhältnis da ist. 
Wichtig ist der persönliche Kontakt. Dieser findet durch dreier Ge-
spräche, Arbeitskreise, runde Tische und Veranstaltungen der einzel-
nen Institutionen statt.  
Persönliche Beziehung, Verlässlichkeit und gegenseitige Wertschätz-
ung sind die Voraussetzungen und diese kann man nicht verordnen, 





4. Könnte die Zusammenarbeit im Landkreis Freudenstadt Ihrer 
Meinung nach verbessert werden? Wenn ja, wie?  
Hr. Gaus: 
Aus meiner Sicht funktioniert die Zusammenarbeit im Landkreis Freu-
denstadt gut. Ich denke das steht und fällt mit den Kontakten, die man 
hat. Die einzelnen Institutionen bieten immer wieder Möglichkeiten an, 
dass man sich im Rahmen von Besprechungen trifft und so die per-























































Polizeipräsidium und Landkreis Tuttlingen:                                                       


































Broschüre des Haus des Jugendrechts Stuttgart (Auszüge) 
Haus des Jugendrechts: Polizeipräsidium Stuttgart, Staatsanwaltschaft Stuttgart, 
Jugendamt Stuttgart, Amtsgericht Stuttgart Bad Cannstatt (Hrsg.): Das Haus des 
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